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Beilage:

—  Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
15. Juli 2020 zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der
Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fur die Entsendung von
Kraftfahrern im Strassenverkehrssektor und zur Anderung der Richtlinie
2006/22/EG beziglich der Durchsetzungsanforderungen und der Verord-
nung (EU) Nr. 1024/2012



ZUSAMMENFASSUNG

Die gegenstdndliche Vorlage dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2020/1057
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Festlegung be-
sonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie
2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrerinnen und Kraftfahrern im Stras-
senverkehrssektor und zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der
Durchsetzungsanforderungen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012.

Die Richtlinie (EU) 2020/1057 enthdlt spezifische Regeln fiir bestimmte Aspekte der
Richtlinie 96/71/EG hinsichtlich der Entsendung von Kraftfahrerinnen und Kraft-
fahrern im Strassenverkehrssektor, sowie der Richtlinie 2014/67/EU hinsichtlich
der Verwaltungsanforderungen und Kontrollmassnahmen fiir die Entsendung die-
ser Kraftfahrer. Die Richtlinie (EU) 2020/1057 definiert dabei insbesondere, unter
welchen Bedingungen ein Kraftfahrer als entsandter Arbeitnehmer bzw. eine Kraft-
fahrerin als entsandte Arbeitnehmerin im Sinne der Richtlinie 96/71/EG anzusehen
ist und legt fest, welche Ausnahmen von den allgemeinen entsenderechtlichen Re-
geln fiir diese Arbeitnehmenden gelten. Weiter wird mit der Richtlinie ein europa-
weit einheitliches Meldesystem fiir Entsendungen im Strassentransport eingefiihrt:
In den Staaten der Europdischen Union (EU) wird die Entsendung von Kraftfahre-
rinnen und Kraftfahrern seit dem 2. Februar 2022 nur noch (liber das elektronische
Entsendeportal des IMI-Systems (Binnenmarkt-Informationssystem) der EU gemel-
det. Ziel der Richtlinie (EU) 2020/1057 ist es, Diskrepanzen zwischen der Auslegung,
Anwendung und Durchsetzung der Vorschriften fiir die Entsendung von Arbeitneh-
menden in den Strassenverkehrssektor durch die EWR-Lédnder zu beseitigen. Es soll
den Strassenverkehrssektor fair, effizient und sozial rechenschaftspflichtig machen
und gleichzeitig mehr Rechtssicherheit bieten, den Verwaltungsaufwand fiir die
Transportunternehmen verringern und Wettbewerbsverzerrungen verhindern.
Nach Inkrafttreten der Richtlinie in den EWR/EFTA-Staaten kénnen diese im IMI-
System ebenfalls als ,Aufnahmemitgliedstaat” ausgewdhlt werden, wenn Unter-
nehmen aus einem EWR-Niederlassungsmitgliedstaat Kraftfahrerinnen und Kraft-
fahrer nach Liechtenstein entsenden. Auch im umgekehrten Fall, wenn liechten-
steinische Transportunternehmer ihre Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer in einen
EWR-Staat entsenden, kénnen diese eine Entsendemeldung libers IMI-System beim
EWR-Aufnahmemitgliedstaat einreichen. Liechtenstein ist zur Ubernahme der ge-
genstdndlichen Richtlinie aufgrund seiner EWR-Mitgliedschaft verpflichtet. Die



Umsetzung der Richtlinie in liechtensteinisches Recht bedingt die Abéinderung des
Entsendegesetzes (EntsG).

ZUSTANDIGE MINISTERIEN

Ministerium fir Infrastruktur und Justiz

Ministerium fir Inneres, Wirtschaft und Umwelt

BETROFFENE STELLEN

Amt flr Strassenverkehr
Amt fir Volkswirtschaft
Landespolizei



Vaduz, 9. Juli 2024
LNR 2023-1342
P

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident,

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete
Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und An-

trag betreffend die Abdanderung des Entsendegesetzes an den Landtag zu unter-

breiten.

. BERICHT DER REGIERUNG

1. AUSGANGSLAGE

Die Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15.
Juli 2020 zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie
96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fur die Entsendung von Kraftfahrern im
Strassenverkehrssektor und zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der
Durchsetzungsanforderungen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (im Folgen-
den: die Richtlinie) wurde am 31. Juli 2020 im Europaischen Amtsblatt publiziert.
Die Richtlinie war in der Européischen Union (EU) bis zum 2. Februar 2022 umzu-
setzen. Fir die EWR/EFTA-Staaten war die Umsetzungsfrist der 12. Juli 2022, das
ist das Datum des Inkrafttretens des Beschlusses Nr. 188/2022 des Gemeinsamen
EWR-Ausschusses zur Ubernahme der gegenstindlichen Richtlinie in das EWR-Ab-

kommen.



Nach Unterzeichnung des EWR-Ubernahmebeschlusses am 10. Juni 2022 musste
Liechtenstein einen verfassungsrechtlichen Vorbehalt geméss Art. 103 EWR-Ab-
kommen anmelden, da die gegenstidndliche Anpassung des Entsendegesetzes
(EntsG)! notwendig ist. Der Landtag hat dem Ubernahmebeschlusses Nr.
188/2022 zuvor am 2. Juni 2022 seine Zustimmung erteilt.? Weiters bedingt die
Ubernahme der Richtlinie die Anpassung der Entsendeverordnung (EntsV)3? als
auch der Verordnung Uber die Kontrolle der Lenk- und Ruhezeit der Fiihrer von

Motorfahrzeugen zum Giter- und Personentransport (LRKV)?.

Die Richtlinie ist Teil des Mobilitatspakets | der EU. Inhaltlich enthalt das Mobili-
tatspaket | zahlreiche Neuregelungen in den Bereichen der Arbeitnehmerentsen-
dung von Berufskraftfahrerinnen und -fahrern, des Markt- und Berufszugangs so-
wie der Sozialvorschriften. Damit sollen die Voraussetzungen fiir einen kinftig si-
cheren, effizienteren und sozial verantwortlicheren Strassentransportsektor ge-
schaffen werden. Es beseitigt ausserdem unklare Vorschriften, die zu unterschied-
lichen Rechtsauslegungen und Durchsetzungspraktiken in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten gefiihrt haben und soll fiir EU-weite Rechtsklarheit sorgen. Mit den
Neuregelungen soll u.a. das immer wieder beklagte ,Sozialdumping® bekdampft

werden.

Gesetz vom 15. Marz 2000 Uber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der grenziiberschreiten-
den Erbringung von Dienstleistungen (Entsendegesetz; EntsG), LGBI. 2000 Nr. 88.

Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag des Fiirstentums Liechtenstein betreffend den Entwurf
des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Richtlinie (EU) 2020/1057 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der
Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fur die Entsendung von Kraftfahrern im Strassenver-
kehrssektor und zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der Durchsetzungsanforderungen und
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012, Nr. 64/2022.

Verordnung vom 10. Dezember 2019 (iber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der grenziiber-
schreitenden Erbringung von Dienstleistungen (Entsendeverordnung; EntsV), LGBI. 2019 Nr. 371.
Verordnung vom 11. August 2009 Uber die Kontrolle der Lenk- und Ruhezeit der Fiihrer von Motorfahr-
zeugen zum Guter- und Personentransport (LRKV), LGBI. 2009 Nr. 220.



Im Einzelnen umfasst das Mobilitatspaket | folgende Verordnungen und Richtli-

nien:

. Verordnung (EU) 2020/1054° des Europédischen Parlaments und des Rates
vom 15. Juli 2020 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hinsicht-
lich der Mindestanforderungen an die maximalen taglichen und wdéchentli-
chen Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie taglichen und wo-
chentlichen Ruhezeiten, und der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 hinsichtlich

der Positionsbestimmung mittels Fahrtenschreibern.

. Verordnung (EU) 2020/1055° des Europaischen Parlaments und des Rates
vom 15. Juli 2020 zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009, (EG)
Nr. 1072/2009 und (EU) Nr. 1024/2012 im Hinblick auf ihre Anpassung an

die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor.

. Richtlinie (EU) 2020/10577 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
15. Juli 2020 zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der
Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fur die Entsendung von
Kraftfahrern im Strassenverkehrssektor und zur Anderung der Richtlinie
2006/22/EG beziglich der Durchsetzungsanforderungen und der Verord-
nung (EU) Nr. 1024/2012.

Verordnung (EU) 2020/1054 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Anderung
der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 hinsichtlich der Mindestanforderungen an die maximalen taglichen
und woéchentlichen Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen sowie taglichen und wéchentlichen Ruhe-
zeiten, und der Verordnung (EU) Nr 165/2014 hinsichtlich der Positionsbestimmung mittels Fahrtenschrei-
bern (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 1).

Verordnung (EU) 2020/1055 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Anderung
der Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009, (EG) Nr. 1072/2009 und (EU) Nr. 1024/2012 im Hinblick auf ihre
Anpassung an die Entwicklungen im Kraftverkehrssektor (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 17).

Richtlinie (EU) 2020/1057 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Festlegung
besonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fir die
Entsendung von Kraftfahrern im Strassenverkehrssektor und zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG be-
zuglich der Durchsetzungsanforderungen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 249 vom
31.7.2020, S. 49).
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Verordnungen sind nach deren Ubernahme ins EWR-Abkommen fiir die
EWR/EFTA-Staaten unmittelbar anwendbar. Eine Umsetzung in nationales Recht
ist nicht erforderlich. Richtlinien miissen von den EU-Mitgliedsstaaten und den

EWR/EFTA-Staaten in nationales Recht umgesetzt werden.

2. BEGRUNDUNG DER VORLAGE

Die Richtlinie war in der EU bis zum 2. Februar 2022 umzusetzen. Sie wurde auf-
grund der EWR-Relevanz in das EWR-Abkommen Gibernommen und ist somit auch
in Liechtenstein in nationales Recht umzusetzen. Fur die EWR/EFTA-Staaten Nor-
wegen, Island und Liechtenstein richtete sich die Umsetzungsfrist nach dem Da-
tum des Inkrafttretens des Beschlusses Nr. 188/2022, der in den EWR/EFTA-Staa-
ten bereits am 12. Juli 2022 in Kraft trat. Fir die EWR/EFTA-Staaten war es essen-
tiell, dass die Richtlinie im EWR/EFTA-Raum moglichst rasch gilt, auch wenn die

nationalen Umsetzungsmassnahmen noch nicht in Kraft sind.

Die Richtlinie enthalt spezifische Regeln fiir die Entsendung von Berufskraftfahre-
rinnen und Berufskraftfahrern in den gewerblichen Strassenverkehr und fir die
wirksame Durchsetzung von Regeln, die besser an die hohe Mobilitat der Arbeit
im Strassenverkehr angepasst sind. Ziel ist es, Diskrepanzen zwischen der Ausle-
gung, Anwendung und Durchsetzung der Vorschriften fur die Entsendung von Ar-
beitnehmenden in den Strassenverkehrssektor durch die EU- bzw. EWR-Lander zu
beseitigen. Es soll den Strassenverkehrssektor fair, effizient und sozial rechen-
schaftspflichtig machen und gleichzeitig mehr Rechtssicherheit bieten, den Ver-
waltungsaufwand fir die Verkehrsunternehmen verringern und Wettbewerbsver-

zerrungen verhindern.
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3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE

3.1 Aligemeines

Die Richtlinie passt die bestehenden entsenderechtlichen Regeln den Besonder-
heiten des Strassentransportsektors an und regelt dabei insbesondere, welche
Kraftfahrerinnen und Kraftfahrer Gberhaupt als entsandte Arbeitnehmende gel-
ten, wie die Meldung einer Entsendung zu erfolgen hat, und von welchen allge-
meinen entsenderechtlichen Regelungen entsandte Kraftfahrer ausgenommen
sind. Weiter macht die Richtlinie Vorgaben fiir die Kontrollen und die zwischen-
staatliche Kontrollzusammenarbeit in diesem Sektor. Diese Vorgaben betreffen
sowohl den Inhalt als auch die Haufigkeit der Kontrollen. Sowohl fiir die Entsende-
meldungen der Transportunternehmer als auch fir die Zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten wird das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI-System)® zur Verfu-
gung gestellt. Bis zum Erlass des Mobilitatspakets | bestanden aufgrund der Be-
sonderheiten im Strassentransortsektor grosse Unsicherheiten, wie die allgemei-
nen entsenderechtlichen Regeln in diesem Sektor angewendet werden sollen.
Dies fuhrte in vielen Staaten der EU und auch in Liechtenstein faktisch zu einem
Vollzugmoratorium. Diese Unsicherheiten wurden mit der Richtlinie ausgerdaumt.
Ein wesentlicher Aspekt der Richtlinie betrifft die entsenderechtliche Melde-
pflicht: In den EU-Mitgliedstaaten haben Entsendemeldungen bereits seit dem 2.
Februar 2022 ausschliesslich zentral im IMI-System und nicht mehr in jedem ein-
zelnen nationalen System zu erfolgen. Dieses System bringt den international ta-

tigen Transportunternehmen enorme administrative Erleichterungen.

Internal Market Information System, hauptsachlich gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 tber die Verwaltungszusammenarbeit mit
Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der Kom-
mission (,,IMI-Verordnung®).
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3.2 Waesentliche Inhalte der Richtlinie

Der Art. 1 der Richtlinie legt besondere Regeln fiir bestimmte Aspekte der Richtli-
nie 96/71/EG, die die Entsendung von Kraftfahrern im Strassenverkehrssektor be-
treffen, sowie der Richtlinie 2014/67/EU, die Verwaltungsanforderungen und Kon-
trollmassnahmen fir die Entsendung dieser Kraftfahrer betreffen, fest. Diese be-
sonderen Regeln gelten fir Kraftfahrer, die bei einem in einem EWR-Mitgliedstaat
niedergelassenen Unternehmen beschéftigt sind und von den landertibergreifen-
den Massnahmen nach Art. 1 Abs. 3 Bst. a der Richtlinie 96/71/EG betroffen sind.
Mit Art. 2 der Richtlinie wird die Richtlinie 2006/22/EG abgeéandert.

Zu den durch die Richtlinie eingefiihrten Anderungen gehéren:

. eine Ausnahme von den allgemeinen Entsendungsregeln fiir Kabotage- und
internationale Transporte, mit Ausnahme von Transit-, ,bilateralen Trans-
portoperationen” (sowohl im Guter- als auch im Personenverkehr) und bila-
terale Operationen mit zwei zusatzlichen Beférderungsstopps — diese Aus-
nahme ist beschrankt auf Falle, in denen ein Dienstleistungsvertrag zwischen
dem Arbeitgeber, der den Fahrer entsendet, und einer im EWR-Aufnahme-

land tatigen Partei besteht;

. Verwaltungsvorschriften fiir die Entsendung von Fahrern, Kontrolle und
Durchsetzung — Spediteure missen das IMI-System (Binnenmarkt-Informa-
tionssystem) verwenden, um Entsendungserklarungen und angeforderte In-

formationen zu senden;
. Strafen bei Verstossen;

. eine ,intelligente Durchsetzung”, wonach die EWR-Lander die Kontrolle der

Entsenderegeln in eine allgemeine Kontrollstrategie integrieren mussen;



4.1
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Vorschriften, die sicherstellen, dass die Verscharfung der Entsendungsregeln
flir EWR-Fahrer nicht zu einem Wettbewerbsvorteil fiir Nicht-EWR-Betreiber

fuhrt, die Zugang zum EWR-Strassenverkehrsmarkt haben;

Neuerungen im Bereich der Kontrollen, z.B. hinsichtlich Fahrtenschreiber

und Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten.

VERNEHMLASSUNG

Allgemeines

Der Vernehmlassungsbericht zur Abdanderung des Entsendegesetzes wurde von

der Regierung anlasslich ihrer Sitzung vom 17. Januar 2023 genehmigt und folgen-

den Institutionen und Verbanden mit Frist bis zum 14. April 2023 zur Stellung-

nahme unterbreitet:

allen Gemeinden

Liechtensteinische Industrie- und Handelskammer (LIHK)
Wirtschaftskammer Liechtenstein (WKL)
Liechtensteinischer Arbeitnehmerinnenverband (LANV)
Firstliches Landgericht (Landgericht)

Staatsanwaltschaft

Liechtensteinische Rechtsanwaltskammer

Folgende Institutionen und Verbdande haben eine Stellungnahme eingereicht, die

sich inhaltlich mit der Vorlage befasst:

LANV

Staatsanwaltschaft

Datenschutzstelle
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Die Ubrigen eingeladenen Institutionen und Verbande haben auf eine konkrete

Stellungnahme bzw. Gberhaupt auf eine Stellungnahme verzichtet.
4.2 Ergebnisse der Vernehmlassung

Im Folgenden werden die allgemeinen Aussagen aus den Stellungnahmen zusam-
mengefasst. Detailliertere Ausserungen zu einzelnen gesetzlichen Regelungen
werden in den Erlduterungen zu den jeweiligen Artikeln im nachfolgenden Kapitel

5 aufgenommen.

Der LANV begriisst simtliche Anderungspunkte der Vorlage, da sie die effizientere
Durchsetzung des EntsG ermaégliche. Weiter fihrt der LANV zu Art. 6b ff. der Vor-
lage aus, dass die Thematik «Kontrollen bei der Entsendung mobiler Arbeitneh-
mer» mangels allgemeinverbindlich erkldrter Gesamtarbeitsvertrdge im Trans-

portgewerbe in die Dreigliedrige Kommission® eingebracht werde.

Die Staatsanwaltschaft regt zusammengefasst an, die Aufteilung der Zustandigkei-
ten hinsichtlich der (verwaltungs-)strafrechtlichen Verfolgung in Art. 9 und 9a zu-

gunsten einer einheitlichen Zustandigkeit des AVW zu iberdenken.

5. ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN BESTIMMUNGEN UNTER BERUCK-

SICHTIGUNG DER VERNEHMLASSUNG

Zu Art. 1 - Gegenstand und Zweck
In den Abs. 2 ist Bst. ¢ aufzunehmen, wonach das Gesetz auch der Umsetzung der
Richtlinie dient. Zudem werden die bisherigen Bst. a und b sowie Abs. 3 formal

angepasst.

3 Dreigliedrige Kommission der Regierung aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern sowie Vertretern

des Staates zur Beobachtung des Arbeitsmarktes betreffend missbrauchliche Lohnunterbietungen.
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Zu Art. 2 — Begriffe und Bezeichnungen

In Abs. 1 Bst. f wird der Begriff des mobilen Arbeitnehmers bestimmt. Um zu ver-
hindern, dass sowohl den Kontrollorganen als auch den entsendenden Arbeitge-
bern ein nicht zu rechtfertigender Mehraufwand entsteht, gelten neben dem
Kraftfahrer auch Begleitpersonen als mobile Arbeitnehmer. Dies fihrt dazu, dass
auf Kraftfahrer und Begleitpersonal dieselben entsenderechtlichen Bestimmun-
gen zur Anwendung kommen. Die Definition verlangt weiter, dass die mobilen Ar-
beitnehmer bei einem Verkehrsunternehmen beschaftigt sein miissen. So befasst
sich die Richtlinie hinsichtlich der Entsender implizit nur mit Verkehrsunterneh-
men. Dies erschliesst sich teilweise aus den Erwagungsgriinden und vereinzelt aus
den Bestimmungen.'? In der Richtlinie wird aber nicht ausdriicklich definiert, was
Verkehrsunternehmen oder Kraftfahrer sind oder welche Unternehmen dem
Strassenverkehrssektor zuzurechnen sind. Grundséatze lassen sich aus dem Rege-
lungszusammenhang der Richtlinie ableiten. Die Richtlinie ist Teil des ersten von
zwei EU-Mobilitatspaketen. Zu diesem ersten Mobilitatspaket gehdren auch die
Verordnung (EU) 2020/1054 und die Verordnung (EU) 2020/1055 Nach dem er-
wahnten Regelungszusammenhang muss die Transportdienstleistung selbst ge-
werblich ausgelibt werden. Demnach sind Unternehmen vom Anwendungsbe-
reich ausgeschlossen, die etwa eigene Erzeugnisse transportieren.!! Die Richtlinie
kommt also nicht zur Anwendung, sofern es sich beim Transport nur um eine Hilfs-

tatigkeit im Rahmen der gesamten Tatigkeit des Unternehmens handelt.*?

10
11

Vgl. Art. 1 Abs. 3 Unterabs. 2 oder etwa Erwdgungsgrund 39 der Richtlinie.

Vgl. Art. 1 Abs. 1 der Verordnung (EG) 1072/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21.
Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir den Zugang zum Markt des grenzliberschreitenden Giter-
kraftverkehrs (ABI. L 300 vom 14.11.2009, S. 72).

12 Sog. Werkverkehr nach Art. 1 Abs. 5 Bst. d der Verordnung (EG) 1072/2009.
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Zu Art. 3 — Geltungsbereich

Die Richtlinie gibt vor, in welcher Weise Unterlagen betreffend Einhaltung der Ent-
lohnung eingefordert werden kdnnen. Unter anderem sieht sie in Art. 1 Abs. 11
Bst. c Unterabs. 2 und 3 vor, dass Unterlagen zusatzlich im Wege von Amtshilfeer-
suchen eingeholt werden kénnen. Auf Ersuchen einer ausldndischen Behorde
muss deshalb das Amt fiir Volkswirtschaft (AVW) diese Unterlagen bei einem liech-
tensteinischen Transportunternehmen einholen und der auslandischen Behérde
zukommen lassen (siehe auch Art. 11a®*). Aufgrund dieser Verpflichtung sind mit
Abs. 2 Bst. ¢c neu auch Verkehrsunternehmen mit Sitz im Inland in den personli-
chen Geltungsbereich des EntsG aufzunehmen. Da nach dem erwdhnten Rege-
lungszusammenhang der Richtlinie nur Verkehrsunternehmen umfasst sind, wel-
che die Transportdienstleistung selbst gewerblich ausiiben (vgl. Ausfiihrungen zu
Art. 2 Abs. 1 Bst. f), wird in Bezug auf die inldndischen Verkehrsunternehmen der
aus dem Strassentransportgesetz!® stammende Begriff Strassentransportunter-
nehmen herangezogen. Damit ist klargestellt, dass in Verfahren betreffend Amts-
hilfeersuchen i.S.v. Art. 1 Abs. 11 Bst. c Unterabs. 2 und 3 der Richtlinie nur inlan-

dische Strassentransportunternehmen in die Pflicht genommen werden kénnen.

Abs. 3 setzt Art. 1 Abs. 3 bis 6 der Richtlinie um. Die Bestimmungen von Art. 1
Abs. 3 bis 6 der Richtlinie legen fest, in welchen Fallen ein im Ausland tatiger Kraft-
fahrer nicht als entsandt einzustufen ist und demzufolge nicht den Lohn- und Be-
schaftigungsbedingungen im Sinne von Art. 4 EntsG zu unterwerfen ist. Als nicht
entsandt gelten Kraftfahrer, die Beférderungen in anderen Mitgliedstaaten als
dem Mitgliedstaat durchfihren, in dem der Arbeitgeber seine Niederlassung hat,

in folgenden vier Szenarien:

13 Gesetz vom 22. Juni 2006 tiber die Zulassung als Strassentransportunternehmen und die grenziiberschrei-
tenden Personen- und Gutertransporte auf der Strasse (Strassentransportgesetz; STG), LGBI. 2006 Nr.
185.
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1) grenziiberschreitende bilaterale Beférderungen'4 — Beférderungen auf der
Grundlage eines Beforderungsvertrags vom Niederlassungsmitgliedstaat in einen
anderen Mitgliedstaat oder in ein Drittland oder von einem anderen Mitgliedstaat

oder einem Drittland in den Niederlassungsmitgliedstaat;

2) begrenzte zusatzliche Be- und/oder Entladungen?®®, die im Rahmen bilateraler
Beforderungen in den Mitgliedstaaten oder Drittlandern, durch die der Kraftfahrer

fahrt, vorgenommen werden;

3) Transit'® durch das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats, ohne Be- oder Entladun-

gen vorzunehmen;

4) Zu- oder Ablaufstrecke einer Beférderung im kombinierten Verkehr!” im Sinne
der Richtlinie 92/106/EWG des Rates'®, wenn die auf der Strasse zuriickgelegte

Teilstrecke selbst eine grenziiberschreitende bilaterale Beférderung darstellt.*®

Indem auf die Bestimmungen der Richtlinie verwiesen wird, ist sichergestellt, dass
fir eine Auslegungsfrage, ob eine Entsendung im Strassentransportbereich vor-

liegt oder nicht, der Richtlinientext selbst herangezogen wird.

Mit dem Schlusssatz von Abs. 3 (entspricht Art. 3 Abs. 6 des Vernehmlassungsbe-

richts) wird der Geltungsbereich des EntsG ausgedehnt auf eine Situation, die

14 Erwagungsgr. 10 und Art. 1 Abs. 3 und 4 der Richtlinie.

15 Art. 1 Abs. 3 Unterabs. 3 der Richtlinie.

16 Art. 1 Abs. 3 Unterabs. 3 der Richtlinie.

17 Erwagungsgr. 12 und Art. 1 Abs. 6 der Richtlinie.

18 Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 1992 Uber die Festlegung gemeinsamer Regeln fir
bestimmte Beférderungen im kombinierten Guterverkehr zwischen Mitgliedstaaten (ABI. L 368 vom
17.12.1992, S. 38).

19

Siehe flr eine Darstellung des Begriffs der Entsendung im Transportbereich den Leitfaden der Europai-
schen Kommission: «Questions and Answers on posting of drivers under Directive (EU) 2020/1057 — Sce-
narios in the context of transport of GOODS by road» sowie «Questions and Answers on posting of drivers
under Directive (EU) 2020/1057 — Scenarios in the context of transport of PASSENGERS by road (abrufbar
unter: https://transport.ec.europa.eu/transport-modes/road/mobility-package-i/posting-rules).
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letztlich nicht als Entsendung einzustufen ist: Nach Art. 1 Abs. 11 letzter Unterabs.
der Richtlinie kann auch fiir den Fall, dass keine Entsendung in einen Mitgliedstaat
vorliegt, die Bereithaltung gewisser Unterlagen gefordert werden. Eine wirksame
Kontrolle wird auch Fahrten im Rahmen der ansonsten durch Abs. 3 ausgenom-
menen Fahrten umfassen miissen —es muss der Landespolizei ermoglicht werden,
vor Ort festzustellen, ob es sich um eine Entsendung handelt oder nicht. Entspre-
chend sollen alle Kraftfahrer auslandischer Transportunternehmen die fiir diese
Einschatzung notwendigen Unterlagen mitfiihren missen. Die entsprechenden
Unterlagen sind in Art. 6b bzw. 6b°s Abs. 1 Bst. b und c genannt, die dazugehérige
Strafbewehrung in Art. 9a Abs. 1.

Abs. 4 setzt Art. 1 Abs. 7 der Richtlinie um. Aus dieser Bestimmung darf jedoch
nicht der Schluss gezogen werden, dass nur die darin genannte Kabotagebeforde-
rung als Entsendung gilt. Es wird nur explizit jener bedeutende Fall gesetzlich ver-
ankert, auf den die Richtlinie ausdriicklich abstellt.?® Alle anderen grenziiber-
schreitenden Transporttatigkeiten, die nicht nach Abs. 3 vom Geltungsbereich
ausgenommen sind und einen hinreichenden Bezug zum Fiirstentum Liechten-

stein haben, sind als Entsendungen zu qualifizieren.

Mit Abs. 5 wird klargestellt, dass die Bestimmungen von Abs. 3 und 4 auch fir
Verkehrsunternehmer aus Drittlandern zur Geltung kommen.
Zu Art. 6 — Vollzugsorgane

Der Landespolizei obliegt nach geltendem Recht die Aufgabe der Verkehrspoli-

zei?!, was auch die Kontrollen geméss LRKV umfasst. Art. 2 der Richtlinie betrifft

20 pje Richtlinie erwihnt die Kabotage deshalb explizit, weil sie unter Umstdanden auch als bilaterale Befor-

derung angesehen werden kann.

21 Vgl. Art. 2 Abs. 1 Bst. f des Gesetzes vom 21. Juni 1989 lber die Landespolizei (Polizeigesetz, PolG), LGBI.
1989 Nr. 48; vgl. auch Art. 2 Abs. 3 sowie Art. 50 f. SVG.
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die Abinderung der Richtlinie 2006/22/EG?? und damit die Kontrollen gemass
LRKV. Nach geltendem Entsenderecht ist die Landespolizei ein Vollzugsorgan im
Sinne von Art. 6 Abs. 2, jedoch kein Kontrollorgan, welches die Einhaltung der Mit-
wirkungspflichten — das sind die Meldepflichten und die Pflichten zur Mitfiihrung
von Unterlagen — Uberpriift. Da die Uberpriifung der Einhaltung der entsende-
rechtlichen Verpflichtungen grundsatzlich im Rahmen von Kontrollen im Strassen-
verkehr stattfinden wird, ist es sinnvoll, die Landespolizei mit diesen Kontrollauf-
gaben zu betrauen. Das wird mit der Abanderung von Abs. 1 sowie durch Einfiih-
rung des neuen Abs. 1a erreicht. Demnach ist im Rahmen von Strassenkontrollen
die Landespolizei flr eine Kontrolle der Einhaltung der Meldepflichten nach Art.
6a und des neuen Art. 6a°* sowie der Mitwirkungspflicht in Bezug auf mitzufiih-
rende Unterlagen nach Art. 6b und Art. 6b" zustindig.?® Fiir den Fall, dass Kon-
trollen betreffend den genannten Meldepflichten und Mitwirkungspflichten nicht
im Rahmen von Strassenkontrollen stattfinden, verbleibt die Zustandigkeit beim
AVW. Die Landespolizei und das AVW werden sich im Rahmen ihrer geteilten Zu-
standigkeit bei der Uberpriifung der Einhaltung der genannten Meldepflichten
und Mitwirkungspflichten gegenseitig unterstitzen. Kénnen etwa bei der Kontroll-
tatigkeit vor Ort Feststellungen nicht getroffen werden, so werden sich das AVYW
und die Landespolizei — sofern notwendig — koordinieren. Dies betrifft mitunter
die im Einzelfall komplexe Frage, ob eine Entsendung vorliegt oder nicht (vgl. Er-
l[duterungen zu Art. 3 Abs. 3). Auch wird das AVW allfallige, fir die Kontrolle not-

wendige Angaben und Unterlagen fir die Landespolizei Gber das IMI-System nach-

fordern (vgl. Art 11a°%).

22 Richtlinie 2006/22/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Méarz 2006 Giber Mindestbe-
dingungen fiir die Durchfiihrung der Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates
Uber Sozialvorschriften fir Tatigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie 88/599/EWG
des Rates (ABI. L 102 vom 11.04.2006, S. 35). .

Trotz dieser neuen Zustandigkeit der Landespolizei wird das AVW auch seinerseits Transportunternehmen
kontrollieren dirfen. Die ausschliessliche Zustandigkeit der Landespolizei beschrankt sich auf Kontrollen
im Strassenverkehr.

23
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Da die Landespolizei nun als Kontrollorgan eingesetzt wird, bedarf es aus formalen

Grinden auch der entsprechenden Nennung in Abs. 4.

Zur Uberschrift vor Art. 6a

Da neu mit Art. 6a° eine spezifische Meldepflichtbestimmung fiir mobile Arbeit-
nehmer nach der Richtlinie statuiert wird und somit zusammen mit Art. 6a zwei
Bestimmungen betreffend Meldepflicht flr verschiedene Sachverhalte bestehen,
wird fiir eine bessere Gliederung und Ubersichtlichkeit die bestehende Sachiiber-
schrift des Art. 6a als vorangestellte Sachiberschrift verwendet und die Sachuber-

schriften der Art. 6a sowie 6as fiir die spezifischen Sachverhalte prazisiert.

Zu Art. 6a — a) bei der Entsendung von Arbeitnehmern im Allgemeinen

Fiir die Meldung der Entsendung mobiler Arbeitnehmer im Sinne der Richtlinie
sind Art. 1 Abs. 11 Bst. a und Abs. 12 der Richtlinie massgeblich. Die entsprechen-
den Bestimmungen der Richtlinie werden im Art. 6a® umgesetzt. Fiir entsen-
dende Arbeitgeber mobiler Arbeitnehmer, welche nicht in einem Staat niederge-
lassen sind, in welchem aufgrund internationaler Ubereinkommen die Meldung
der Entsendung liber das IMI-System erfolgen kann, gilt nach wie vor die Melde-
pflicht nach Art. 6a. Damit dies gesetzlich determiniert ist, bedarf es der Aufnahme

des Abs. 5.

Zu Art. 6a"'s — b) bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer nach der Richtlinie
(EU) 2020/1057

Art. 6aPssetzt Art. 1 Abs. 11 Bst. a und Abs. 12 der Richtlinie um. Die Umsetzungs-
bestimmung berlcksichtigt, dass nach dem Einleitungsteil des Art. 1 Abs. 11 der
Richtlinie nur bestimmte Verwaltungsanforderungen und Kontrollmassnahmen
fur die Entsendung von Kraftfahrern vorgeschrieben werden diirfen. Art. 6a Abs.

1 Bst. e steht hinsichtlich der genannten sechs Monate im Einklang mit Art.
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2 Abs. 1 Ziff. 4 Bst. b der — nach Art. 1 Abs. 14 der Richtlinie erlassenen — Durch-
fuhrungsverordnung (EU) 2021/2179.%

Zur Uberschrift vor Art. 6b

Da neu mit Art. 6b°* eine spezifische Bestimmung fiir die Kontrolle mobiler Arbeit-
nehmer nach der Richtlinie statuiert wird und somit zusammen mit Art. 6b zwei
Bestimmungen betreffend Entsendekontrollen fiir verschiedene Sachverhalte be-
stehen, wird fiir eine bessere Gliederung und Ubersichtlichkeit die bestehende
Sachiberschrift des Art. 6b als vorangestellte Sachiiberschrift verwendet und die
Sachiiberschriften der Art. 6b sowie 6b®* fiir die spezifischen Sachverhalte prazi-

siert.

Zu Art. 6b — a) bei der Entsendung von Arbeitnehmern im Allgemeinen

Art. 1 Abs. 10 der Richtlinie bestimmt, dass Verkehrsunternehmen aus einem
Nicht-Mitgliedstaat nicht glinstiger behandelt werden diirfen als Unternehmen
mit Sitz in einem Mitgliedstaat. Fiir entsendende Arbeitgeber mobiler Arbeitneh-
mer, welche nicht in einem Staat niedergelassen sind, in welchem aufgrund inter-
nationaler Ubereinkommen die Richtlinie zur Anwendung gelangt, wiirde ohne
den neuen Abs. 4 die bestehende Mitwirkungspflicht nach Abs. 1 zur Anwendung
gelangen. Dadurch wiéren diese Verkehrsunternehmen bessergestellt als Ver-
kehrsunternehmen, welche der Mitwirkungspflicht nach dem neuen Art. 6b®* un-
terliegen, da sie die in Art. 6b geforderten Unterlagen auch zwei Arbeitstage nach
einer Kontrolle den Kontrollorganen zugdnglich machen kénnten. Durch Abs. 4
wird dieser Unterschied behoben. Letztlich ist die strengere Regelung auch not-
wendig, um die bis anhin in der Praxis nicht kontrollierte Entsendung von mobilen

Arbeitnehmern ausserhalb des Richtlinienbereichs addquat durchfiihren zu

24 Durchfihrungsverordnung (EU) 2021/2179 der Kommission vom 9. Dezember 2021 zu den Funktionen
der offentlichen Schnittstelle des Binnenmarktinformationssystems fiir die Entsendung von Kraftfahrern
im StraBenverkehrssektor (ABI. L 443 vom 10.12.2021, S. 68).
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konnen. Mit Abs.5 wird klargestellt, dass flr einen Verkehrsunternehmer die
Pflicht nach Art. 6b oder nach dem neuen Art. 6b°* gilt. Art. 6b gilt fiir Verkehrs-
unternehmer aus Landern, fiir welche das Melde- und Kontrollregime gemass Art.
1 Abs. 11 der Richtlinie nicht zu Anwendung kommt, und zwar unabhangig davon,
ob es sich um eine Entsendung handelt oder um eine Tatigkeit im Sinne von Art. 3

Abs. 3i.V.m. Abs. 5 (z.B. Transit).

Zu Art. 6b"* — b) bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer nach der Richtlinie

(EU) 2020/1057

Art. 6bP's entspricht Art. 6b3“2" der Vernehmlassungsvorlage. Aus systematischen
Grinden folgt er nun direkt auf Art. 6b, welcher die Kontrollen bei der Entsendung
von Arbeitnehmern im Allgemeinen regelt. Art. 6b®* gilt hingegen ausschliesslich
fir die Entsendung mobiler Arbeitnehmer, deren entsendender Arbeitgeber in ei-
nem Land niedergelassen sind, fiir welchen aufgrund internationaler Vereinbarun-
gen die Richtlinie im Verhaltnis zum Flirstentum Liechtenstein zur Anwendung ge-
langt (fur die Gbrigen Verkehrsunternehmer siehe Art. 6b Abs. 4). Abs. 1 Bst. a
betrifft die Bereithaltung der Meldung nach Art. 6a®s. Damit wird Art. 1 Abs. 11

Bst. b Ziff. i der Richtlinie umgesetzt.?®

Abs. 1 Bst. b und c setzt Art. 1 Abs. 11 Bst. b Ziff. ii und iii (betreffend entsandte
Arbeitnehmer) sowie Abs. 11 letzter Unterabsatz (betreffend nicht entsandte Ar-

beitnehmer) der Richtlinie um. Diese Unterlagen dienen der Feststellung, ob eine

25 Nach Art. 1 Abs. 11 Bst. b der Richtlinie ist es grundsatzlich zulassig, bzgl. dieser Bereithaltungspflicht nicht

nur den Arbeitgeber, sondern auch den Arbeitnehmer (Kraftfahrer) in die Pflicht zu nehmen. Von einer
solchen Verpflichtung des Arbeitnehmers soll aber abgesehen werden. Eine analoge Verpflichtung des
entsandten Arbeitnehmers war bis anhin auch bei Entsendetatbestdnden ausserhalb des Strassentrans-
portbereichs fiir den Vollzug nicht notwendig. Zudem dient das Entsenderecht grundsatzlich dem Schutz
des entsandten Arbeitnehmers. Die Verpflichtung sowie Sanktionierung des entsandten Arbeitnehmers
als «schwachstes Glied in der Kette» wirde diesem Schutzgedanken zuwiderlaufen. Es ist aber zu sehen,
dass z. B. Osterreich von dieser méglichen Verpflichtung Gebrauch macht (s. § 21a des Bundesgesetzes
zur Bekdmpfung von Lohn- und Sozialdumping (Lohn und Sozialdumping-Bekdampfungsgesetz — LSD-BG,
BGBI. | Nr. 44/2016).
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Entsendung vorliegt. Um zu verhindern, dass die Kontroliméglichkeiten etwa mit
der blossen Behauptung, es liege keine Entsendung vor, umgangen werden kon-
nen, hat die Verpflichtung nach Abs. 1 Bst. b und c auch fir Verkehrsunternehmer
zu gelten, deren mobile Arbeitnehmer die Arbeitsleistung im Flrstentum Liech-
tenstein im Sinne von Art. 3 Abs. 3 erbringen (vgl. Erlduterung zu Art. 3 Abs. 3).
Somit sind die Unterlagen nach Abs. 1 Bst. b und c etwa auch bei Transitfahrten
der Landespolizei oder auch einem anderen Kontrollorgan vorzuweisen. Nach
Art. 1 Abs. 11 letzter Unterabsatz der Richtlinie kdnnen die Mitgliedstaaten als
Kontrollmassnahme dem Kraftfahrer die Verpflichtung auferlegen, gewisse Unter-
lagen bereitzuhalten. Anders als in Art. 1 Abs. 11 Bst. b findet sich hier keine Ver-
pflichtung des Verkehrsunternehmers. Dennoch soll nicht der Kraftfahrer in die
Pflicht genommen werden, sondern der entsendende Arbeitgeber. Auch in der 6s-
terreichischen Umsetzung der Richtlinie wird das entsendende Verkehrsunterneh-
men in die Pflicht genommen, da der Verpflichtung des Kraftfahrers zur Bereithal-
tung zwingend eine Handlung des Verkehrsunternehmers zur Bereitstellung vo-
rangehen muss; andernfalls konnte der Verkehrsunternehmer die Kontrollmog-

lichkeiten umgehen.

Abs. 2 (entspricht materiell Abs. 3 der Vernehmlassungsvorlage) setzt denjenigen
Teilgehalt von Art. 1 Abs. 11 Bst. c der Richtlinie um, wonach der Verkehrsunter-
nehmer verpflichtet wird, nach dem Entsendezeitraum auf direkte Aufforderung
der zustandigen Behorden bestimmte Unterlagen zu Gbermitteln. Es sind konkret
Frachtpapiere, Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers gemass den Verordnungen

(EG) Nr. 561/20062% und (EU) Nr. 165/2014% sowie Lohnunterlagen, die binnen

26 Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. M&rz 2006 zur Har-
monisierung bestimmter Sozialvorschriften im StraRenverkehr und zur Anderung der Verordnungen
(EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr.
3820/85 des Rates (ABI. L 102 vom 11.04.2006, S. 1).

27 Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 Uber
Fahrtenschreiber im StraBenverkehr, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates uber
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acht Wochen nach dem Tag der Aufforderung tber die mit dem IMI verbundene

offentliche Schnittstelle zu Gbermitteln sind.

Zur Uberschrift vor Art. 6bte"

Art. 6b'" bis Art. 6bauinavies statuieren verschiedene spezifische Mitwirkungspflich-
ten. Zur besseren Ubersichtlichkeit und Systematik wird deshalb neu die entspre-
chende Sachiberschrift «Mitwirkungspflichten» vor Art. 6b*" eingefiihrt und wer-
den bei den folgenden Art. 6b®*" bis Art. 6bauinauies dije Sachiiberschriften dahinge-
hend angepasst, dass umgehend ersichtlich ist, welcher Personenkreis oder Be-

trieb den jeweiligen Bestimmungen unterstellt ist.

Zu Art. 6b™" — a) des Auftraggebers als Unternehmer

Der bisherige Art. 6b°s wird ohne Abidnderung neu zu Art. 6b®",

Zu Art. 6b9U2t" — p) des Einsatzbetriebs
Der bisherige Art. 6b®*" wird neu zu Art. 6b%42t" wobei die Verweise in Abs. 1 da-
hingehend erganzt werden, als die darin statuierte Pflicht des auslandischen Ein-

satzbetriebes auch im Bereich des Strassentransports zur Geltung kommt.

Zu Art. 6bavinavies _ ¢) des inldndischen Strassentransportunternehmens

Art. 6bauinaves dient zusammen mit Art. 3 Abs. 2 Bst. ¢ sowie Art. 11a°* der Umset-
zung der Bestimmung zu Amtshilfeersuchen nach Art. 1 Abs. 11 Bst. c der Richtli-
nie. Damit entsprechenden Amtshilfeersuchen fristgerecht nachgekommen wer-
den kann, sind inldndische Strassentransportunternehmen zu verpflichten, einge-

forderte Unterlagen binnen einer Woche zur Verfiigung zu stellen.

das Kontrollgerit im StraRenverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europii-
schen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Stralenverkehr
(ABI. L 60 vom 28.02.2014, S. 1).
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Zu Art 6¢ — Ubertragung von Aufgaben an durch GAV eingesetzte parititische
Kontrollorgane

Fiir den Fall, dass im Transportgewerbe zukiinftig ein Gesamtarbeitsvertrag allge-
meinverbindlich erklart wird, soll die Regierung die Moglichkeit haben, die Kom-
petenz fir Meldekontrollen auch fiir dieses Gewerbe dem von den Vertragspar-
teien des Gesamtarbeitsvertrages eingesetzten paritatischen Kontrollorgan zu

Ubertragen.

Zur Uberschrift vor Art. 9
Da mit den neuen Art. 9a sowie 9b drei Artikel das Thema «Ubertretungen» regeln,
wird auch hier zur besseren Systematik bzw. Ubersichtlichkeit entsprechend eine

dem Art. 9 vorangehende Sachiiberschrift eingefiihrt.

Zu Art. 9 — a) im Allgemeinen

Entsenderechtliche Ubertretungen, welche ausschliesslich im Rahmen von Stras-
senverkehrskontrollen festgestellt werden kénnen, sollen der bisherigen Systema-
tik entsprechend von den ordentlichen Gerichten beurteilt werden (siehe hierzu
nachfolgende Erlduterungen zu Art. 9a und 9b). Die Sanktionierung von Ubertre-
tungen nach Art. 4 erfolgt jedoch weiterhin — sofern spezialgesetzlich nichts an-
ders bestimmt ist — durch das AVW nach Massgabe von Art. 9. Da das AVW auch
die zustandige Behorde fiir Amtshilfeersuchen nach Art. 1 Abs. 11 Bst. c der Richt-
linie ist (siehe hierzu Art. 11a°*), gilt dies auch fiir Ubertretungen von inldndischen
Strassentransportunternehmen nach Art. 6baunavies Entsprechend sind der Sachti-

tel sowie auch Abs. 2 Bst. c anzupassen.

Die Anderung von Abs. 3 dient der Erleichterung des Vollzugs. Nach geltendem
Recht ist der Entsender bei einer Verletzung von Art. 4 (u.a.) mit einer Busse von
mindestens 500 Franken pro betroffenen Arbeitnehmer zu bestrafen. In der Praxis
hat sich erwiesen, dass eine Mindestbusse von 500 Franken pro betroffenen Ar-

beitnehmer vermehrt zu unverhéltnisméassigen Resultaten fiihren kann, weshalb
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in solchen Fallen in Anwendung von Art. 141 ff. LVG (bedingte Busse, unbedingte
Strafnachsicht oder Verwarnung) vorgegangen wurde. Durch die Anpassung von
Abs. 3 soll analog zum bestehenden Abs. 2 sowie zu Art. 9a der Vorlage die Mog-
lichkeit geschaffen werden, den Sanktionskatalog der Entsendeverordnung fur sol-

che Falle besser abstufen zu konnen.

Zu Art. 9a - b) bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer

Die Landespolizei wird zuklinftig bei Strassenverkehrskontrollen ebenfalls die Ein-
haltung der Mitwirkungspflichten nach Art. 6a, 6a®*, 6b sowie 6b"* priifen kénnen.
Mit der Regelung von Art. 9a wird verhindert, dass sich bei gleichzeitiger Feststel-
lung sowohl entsenderechtlicher Ubertretungen als auch etwa Ubertretungen
nach Art. 35 der Verordnung UGber die Arbeits-, Lenk- und Ruhezeit der Fiihrer von
Motorfahrzeugen zum Giter- und Personentransport (ARV)?® zwei verschiedene
Behorden mit der strafrechtlichen Beurteilung der im Rahmen derselben Strassen-
verkehrskontrolle festgestellten Ubertretungen befassen. Eine solche Situation
ware unbefriedigend. Dasselbe Ereignis sollte gesamthaft von einer Behorde be-
urteilt werden. Bei der Beurteilung der Ubertretung nach Art. 35 ARV hat sich das
Landgericht nach dessen Abs. 2 mit der Sanktionierung des Arbeitgebers des Fahr-
zeugfiihrers zu befassen, so soll es auch tiber seine allfalligen entsenderechtlichen
Ubertretungen entscheiden. Ubertretungen, die allein im Rahmen von Strassen-
verkehrskontrollen festgestellt werden kénnen, sollen deshalb von den ordentli-
chen Gerichten behandelt werden, entsenderechtliche Ubertretungen einge-

schlossen.

Wie bereits ausgefiihrt, regt die Staatsanwaltschaft in ihrer Stellungnahme an, die

Aufteilung der Strafbestimmungen auf Art. 9 und 9a zugunsten einer einheitlichen

28 Verordnung vom 24. Mai 2011 (iber die Arbeits-, Lenk- und Ruhezeit der Fiihrer von Motorfahrzeugen
zum Guter- und Personentransport (ARV), LGBI. 2011 Nr. 197.
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Zustandigkeit des AVW zu iberdenken. Begriindend fihrt sie hierzu aus, dass die
Beurteilung von Sachverhalten bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer die
Kenntnis einer sehr spezifischen verwaltungsrechtlichen Materie erfordere. Da da-
von auszugehen sei, dass nur sehr wenige Fallte angezeigt wiirden, fehle Staats-
anwalten und Richtern das erforderliche Spezialwissen. Dem im Vernehmlas-
sungsbericht angefiihrten Argument der einheitlichen Verfahrensfiihrung konne
entgegengehalten werden, dass es sich bei den Strafbestimmungen nach Art. 35
ARV um ganz andere Tatbestdnde handle (z.B. Verfédlschung der Aufzeichnungen
eines Fahrtenschreibers), sodass auch nicht vom selben «Ereignis» gesprochen
werden kdnne, das gesamthaft von Staatsanwaltschaft und Gericht beurteilt wer-
den misste. Vom Ablauf her sehe die Staatsanwaltschaft ebenfalls keine grossen
Hindernisse. Die Polizei kdnne in einer Anzeige beide bei der Kontrolle festgestell-
ten Ubertretungen darstellen und die Anzeige zum Vollzug des Entsendegesetzes
dem AVW und zur Verfolgung allfilliger anderer Ubertretungen der Staatsanwalt-

schaft Ubermitteln.

Es ist korrekt, dass es sich bei den Strafbestimmungen nach Art. 35 ARV um andere
Tatbestdinde als den entsenderechtlichen Tatbestdnden handelt. Dies dndert je-
doch nichts daran, dass die strafbaren Handlungen, welche aufgrund von Kontrol-
len durch die Landespolizei festgestellt bzw. zur Anzeige gebracht werden, durch
dieselbe bzw. «eine Tat» im Sinne von § 28 Abs. 1 StGB?° begangen werden. Nach
dem auch im Verwaltungsstrafverfahren aufgrund des Verweises von Art. 139
Abs. 2 LVG das Absorptionsprinzip nach § 28 Abs. 1 StGB zur Anwendung gelangt,
hdtte die von der Staatsanwaltschaft angeregte «einheitliche» Zustdndigkeit des
AVW fiir entsenderechtliche Tatbestdnde zur Folge, dass aufgrund der dann unter-

schiedlichen erstinstanzlichen Zusténdigkeiten (ber die Verfolgung und Ahndung

29 Strafgesetzbuch (StGB) vom 24. Juni 1987, LGBI. 1988 Nr. 37.
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der strafbaren Handlungen nach ARV und nach EntsG nicht gleichzeitig erkannt
werden kénnte und nach § 31 StGB mit Zusatzstrafen vorzugehen wdre. Konkret
hdtte dann die Behdrde, die fiir die Verfolgung und Ahndung des Delikts mit der
hdéchsten Strafdrohung zusténdig wdre, einen erstinstanzlichen Strafentscheid zu
erlassen. Die andere Behdrde hétte mit rechtsmittelféhigen Entscheid Zusatzstra-
fen zu verhdngen. Es bliebe somit entgegen den Ausfilihrungen der Staatsanwalt-
schaft nicht nur bei dem geringfiigigen Mehraufwand der Landespolizei, entspre-
chende Anzeigen neben der Staatsanwaltschaft auch an das AVW zu lbermitteln.
Die Staatsanwaltschaft (bzw. das Landgericht) sowie das AVW miissten sich in der
Folge fiir die Sanktionierung der von der Landespolizei zur Anzeige gebrachten
Ubertretungen in jedem einzelnen Fall koordinieren. Die Regierung ist deshalb der
Auffassung, dass an der vorgeschlagenen gerichtlichen Zustdndigkeit fiir von der
Landespolizei im Rahmen von Strassenkontrollen festgestellten Ubertretungen
festgehalten werden soll. Dadurch ist nach Auffassung der Regierung eine «ein-
heitlichere Zusténdigkeit» gewdbhrleistet, als es dies nach dem Vorschlag der

Staatsanwaltschaft wire.

Wahrend Abs. 1 die Strafe fiir entsendende Arbeitgeber statuiert, welche den Mit-
wirkungspflichten nach Art. 6a, 63, 6b sowie 6b?*s nicht nachkommen, dient Abs.
2 der Umsetzung von Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie, wonach in besonderen Konstel-
lationen auch fiir Auftraggeber als Unternehmer eine Sanktionierung zu erfolgen

hat.

Zu Art. 9b — Verfahren
Mit diesem Artikel wird klargestellt, dass sich Verfahren nach Art. 9a nach den

Bestimmungen der Strafprozessordnung richten.
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Zu Art. 11aP* — Zusammenarbeit mit zustindigen Behérden anderer EWR-Mit-

gliedstaaten nach der Richtlinie (EU) 2020/1057

Art. 11a° dient in Verbindung mit Art. 6bduinavies der Umsetzung der Regelungen
betreffend Amtshilfeersuchen nach Art. 1 Abs. 11 Bst. c der Richtlinie. Da das AVW
bereits fir Amtshilfeersuchen nach Art. 11a zustdndig ist, ist es sachgerecht, es
auch fur Amtshilfeersuchen nach Art. 1 Abs. 11 Bst. c der Richtlinie als zustandige

Behorde zu benennen.

Nach Abs. 1 ist das AVW dafiir zustandig, bei der Nichtlibermittlung von Unterla-
gen durch Verkehrsunternehmen mit entsprechenden Amtshilfeersuchen lber
das IMI-System daflir zu sorgen, dass die zustandigen Behorde des entsprechen-
den EWR-Mitgliedstaates, aus welchem eine Entsendung erfolgte, die Unterlagen
fir die liechtensteinischen Kontrollbehérden zur Verfliigung stellt. Auch im umge-
kehrten Fall hat das AVW Unterlagen des inldndischen Strassentransportunter-
nehmens der zustindigen Behorden des EWR-Mitgliedstaates, in den die Entsen-
dung aus Liechtenstein erfolgte, Gber das IMI-System bereitzustellen. Dies hat ge-
mass Vorgabe der Richtlinie innerhalb von 25 Arbeitstagen nach dem Zeitpunkt

eines Amtshilfeersuchens zu erfolgen, was mit Abs. 2 umgesetzt wird.

Die Datenschutzstelle stellt zu Art. 11a®s fest, dass dieser «zustindige Behodrden
und Stellen» nennt. Damit sei der urspriingliche Begriff «Behdrden» um den Be-
griff «Stellen» erweitert worden. Dies habe insofern eine Folge fiir die Daten-
schutzbestimmungin Art. 6d EntsG. Dessen Abs. 2 Bst. h biete die Rechtsgrundlage
fir die Datenlbermittlung an «auslandische Behdrden nach Massgabe von Art.
bis

11a ff.». Nachdem nun neu in Art. 11a®* zusatzlich zu den Behorden auch noch

«Stellen» genannt wiirden, rege die Datenschutzstelle an, entweder auf die Ergan-

zung des Begriffs «Stellen» in Art. 11a” zu verzichten oder den Begriff «Stellen»

in Art. 6d Abs. 2 Bst. h ebenfalls aufzunehmen.»
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Die Anregung der Datenschutzstelle wird aufgenommen. Nachdem in den Begriffs-
bestimmungen von Art. 2 Abs. 1 Bst. d der Begriff "zustdndige Behdrde eines an-
deren EWR-Mitgliedstaats" definiert wird als «eine Verwaltungsbehérde, ein Ge-
richt oder eine Stelle, die von einem EWR-Mitgliedstaat benannt wurde, um Auf-
gaben nach den Richtlinien 96/71/EG und 2014/67/EU wahrzunehmen» ertibrigt

es sich, den Begriff «Stelle» in Art. 11a”* zu wiederholen.

6. VERFASSUNGSMASSIGKEIT / RECHTLICHES

Hinsichtlich der Verfassungsmassigkeit der gegenstandlichen Vorlage bestehen

keine rechtlichen Bedenken.

7. AUSWIRKUNGEN AUF VERWALTUNGSTATIGKEIT UND RESSOURCENEIN-

SATZ
7.1 Neue und veranderte Kernaufgaben

Die Ubernahme und Durchfiihrung der Richtlinie fiihrt zu keiner Erweiterung der
bestehenden Kernaufgaben fiir das Amt fiir Volkswirtschaft, das Amt fir Strassen-

verkehr und fir die Landespolizei.
7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und rdumliche Auswirkungen

Der Kontrollumfang der Schwerverkehrskontrollen wird aufgrund dieser Richtlinie
grundsatzlich ausgeweitet. Da der Strassentransportsektor bis anhin in entsende-
rechtlicher Hinsicht nicht kontrolliert wurde, kann nicht abgeschatzt werden, wie
viele Verstosse die Landespolizei feststellen wird und welcher Aufwand fir (ver-
waltungs-)strafrechtliche Verfahren dadurch ausgelost wird. Deshalb kann derzeit
noch nicht abgeschatzt werden, inwiefern dieser erweiterte Kontrollumfang Aus-
wirkungen in personeller Hinsicht bei der Landespolizei nach sich ziehen wird. Or-

ganisatorische und rdumliche Auswirkungen sind nicht zu erwarten.
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7.3 Betroffene UNO-Nachhaltigkeitsziele und Auswirkungen auf deren Um-

setzung

Die gegenstandliche Vorlage hat positive Auswirkungen auf SDG 8 (Menschenwiir-
dige Arbeit und Wirtschaftswachstum), konkret dem Unterziel ,gleiches Entgelt

fur gleiche Arbeit”.
7.4 Evaluation
Mit den Gesetzesanpassungen werden keine neuen Massnahmen oder Instru-

mente eingeflihrt, deren Wirksamkeit zu evaluieren ist.

Il. ANTRAG DER REGIERUNG

Aufgrund der vorstehenden Ausfiihrungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den

Antrag,

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und die

beiliegende Gesetzesvorlage in Behandlung ziehen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagsprasident, sehr geehrte Frauen und

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorziiglichen Hochachtung.

REGIERUNG DES
FURSTENTUMS LIECHTENSTEIN

gez. Dr. Daniel Risch
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lll. REGIERUNGSVORLAGE

Gesetz
vom ...

liber die Abanderung des Entsendegesetzes

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:

Abanderung bisherigen Rechts

Das Gesetz vom 15. Marz 2000 Uber die Entsendung von Arbeitnehmern im
Rahmen der grenziiberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen (Entsende-
gesetz; EntsG), LGBI. 2000 Nr. 88, in der geltenden Fassung, wird wie folgt abge-

andert:

Art. 1 Abs. 2 und 3

2) Es dient der Umsetzung folgender EWR-Rechtsvorschriften:



a)

b)

c)
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Richtlinie 96/71/EG Uber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der

Erbringung von Dienstleistungen?;

Richtlinie 2014/67/EU zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG Uber die
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleis-

tungen?;

Richtlinie (EU) 2020/1057 zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammen-
hang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fur die Ent-

sendung von Kraftfahrern im Strassensektor3.

3) Die gliltige Fassung der EWR-Rechtsvorschriften, auf die in diesem Gesetz

verwiesen wird, ergibt sich aus der Kundmachung der Beschliisse des Gemeinsa-

men EWR-Ausschusses im Liechtensteinischen Landesgesetzblatt nach Art. 3 Bst.

k des Kundmachungsgesetzes.

f)

Art. 2 Abs. 1 Bst. f

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als:

"mobiler Arbeitnehmer": ein bei einem Verkehrsunternehmen beschaftigter
Arbeitnehmer, der als Fahrer oder als Begleitpersonal in der Personen- und

Guterbeforderung im Strassenverkehr tatig ist.

1

Richtlinie 96/71/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 tiber die Ent-
sendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABI. L 18 vom 21.1.1997,
S. 1)

Richtlinie 2014/67/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung
der Richtlinie 96/71/EG uber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienst-
leistungen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iiber die Verwaltungszusammenarbeit
mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems ("IMI-Verordnung") (ABI. L 159 vom 28.5.2014, S. 11)

Richtlinie (EU) 2020/1057 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Festlegung
besonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fir die
Entsendung von Kraftfahrern im Strassensektor und zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich
der Durchsetzungsanforderungen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S.
49)
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Art. 3 Abs. 2 bis 5

2) Soweit dies ausdriicklich bestimmt ist, gilt dieses Gesetz auch fir:
a)  Auftraggeber als Unternehmer;

b)  Einsatzbetriebe, die in Liechtenstein von ausldndischen Verleihern entlie-

hene Arbeitnehmer beschaftigen; und

c) Strassentransportunternehmen mit Sitz im Inland.

3) Ein mobiler Arbeitnehmer gilt nicht im Sinne von Abs. 1 als in das Flirsten-

tum Liechtenstein entsandt, wenn er:

a) bilaterale Beférderungen von Giitern oder Personen oder kombinierten Ver-
kehrim Sinne von Art. 1 Abs. 3, 4 oder 6 der Richtlinie (EU) 2020/1057 durch-

fuhrt;

b) seine Arbeitsleistung ausschliesslich im Rahmen des Transitverkehrs im

Sinne von Art. 1 Abs. 5 der Richtlinie (EU) 2020/1057 erbringt.

Auf einen solchen Arbeitnehmer finden jedoch die Bestimmungen von Art. 6b,

6b®*s Abs. 1 Bst. b und ¢, Art. 9a und 9b Anwendung.

4) Ein mobiler Arbeitnehmer gilt jedenfalls dann als im Sinne von Abs. 1 in
das Furstentum Liechtenstein entsandt, wenn er eine Kabotagebeforderung im

Sinne von Art. 1 Abs. 7 der Richtlinie (EU) 2020/1057 durchfihrt.

5) Auf mobile Arbeitnehmer von Arbeitgebern, die ihren Sitz ausserhalb des
Europdischen Wirtschaftsraums haben, sind die in Abs. 3 und 4 genannten Best-

immungen der Richtlinie (EU) 2020/1057 sinngemass anzuwenden.
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Art. 6 Abs. 1, 1aund 4

1) Das Amt fiir Volkswirtschaft Giberwacht vorbehaltlich Abs. 1a die Einhaltung
dieses Gesetzes und der dazu erlassenen Verordnungen sowie der sich darauf stiit-

zenden Verfligungen.

1a) Bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer obliegt der Landespolizei im
Rahmen von Strassenkontrollen die Uberwachung der Einhaltung der Meldepflich-

ten nach Art. 6a und 6a® sowie der Mitwirkungspflichten nach Art. 6b und 6b®®.

4) Das Amt fiir Volkswirtschaft, die Landespolizei, die zustdandigen Stellen
nach Abs. 2, die paritatischen Kontrollorgane nach Art. 6¢ sowie das Auslander-
und Passamt stimmen ihre Kontrolltatigkeit im Bereich der Erbringung von grenz-

Uberschreitenden Dienstleistungen nach Moglichkeit aufeinander ab.

Sachuliberschrift vor Art. 6a

Meldung

Art. 6a Sachlberschrift und Abs. 5

a) bei der Entsendung von Arbeitnehmern im Allgemeinen

5) Abs. 1 bis 4 gelten nicht fur die Entsendung mobiler Arbeitnehmer durch

Arbeitgeber, die der Meldepflicht nach Art. 6a°* unterliegen.

Art. 63°'
b) bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer nach der Richtlinie (EU) 2020/1057

1) Der entsendende Arbeitgeber hat — soweit er aufgrund des Rechts seines

Niederlassungsstaats an die Richtlinie (EU) 2020/1057 gebunden ist — die
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Entsendung eines mobilen Arbeitnehmers unter Verwendung des Standardformu-

lars der 6ffentlichen Schnittstelle des Binnenmarkt-Informationssystems (IMl) zu

melden. Die Meldung ist spatestens bei Beginn der Entsendung vorzunehmen und

hat folgende Angaben zu enthalten:

a)

b)

d)

e)

f)

g)

Identitat des entsendenden Arbeitgebers, zumindest in Form der Nummer

der Gemeinschaftslizenz, sofern diese verfligbar ist;

Kontaktangaben eines Verkehrsleiters oder einer anderen Person im Nieder-
lassungsstaat, der oder die als Ansprechpartner fir die Kontrollorgane zur
Verfiigung steht und Dokumente oder Mitteilungen versendet und in Emp-

fang nimmt;

Name, Geburtsdatum, Sozialversicherungsnummer, Staatsangehdrigkeit,

Adresse und Fihrerscheinnummer des mobilen Arbeitnehmers;

Beginn des Arbeitsverhaltnisses des mobilen Arbeitnehmers und das auf die-

ses Verhaltnis anwendbare Recht;

geplantes Datum des Beginns und des Endes der Entsendung fiir einen Zeit-

raum von mindestens einem Tag und hochstens sechs Monaten;
amtliche Kennzeichen der Motorfahrzeuge;

Angabe, ob es sich bei den Verkehrsdienstleistungen um Giiterbeférderung,
Personenbefdrderung, grenziiberschreitende Beforderung oder Kabotage

handelt.

2) Nachtrégliche Anderungen der Angaben nach Abs. 1 sind unverziglich zu

melden.
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Sachliberschrift vor Art. 6b

Kontrollen

Art. 6b Sachiberschrift sowie Abs. 4 und 5

a) bei der Entsendung von Arbeitnehmern im Allgemeinen

4) Bei der Entsendung von mobilen Arbeitnehmern sind abweichend von
Abs. 1 folgende Unterlagen bereits ab der Einreise in das Flirstentum Liechtenstein
im Fahrzeug bereitzuhalten oder den Kontrollorganen unmittelbar vor Ort und im

Zeitpunkt der Erhebung in elektronischer Form zuganglich zu machen:

a)  der Arbeitsvertrag oder eine andere Form der Unterrichtung nach § 1173a

Art. 27 Abs. 3 ABGB in deutscher Sprache; und

b)  Arbeitszeitaufzeichnungen (Aufzeichnungen im Sinne von Art. 36 der Ver-

ordnung (EU) Nr. 165/2014).

5) Abs. 1 bis 4 gelten nicht fir die Entsendung mobiler Arbeitnehmer durch

Arbeitgeber, die den Kontrollvorschriften nach Art. 6b®s unterliegen.

Art. 6bP®s
b) bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer nach der Richtlinie (EU) 2020/1057

1) Der entsendende Arbeitgeber hat — soweit er aufgrund des Rechts seines
Niederlassungsstaats an die Richtlinie (EU) 2020/1057 gebunden ist — dafir zu sor-
gen, dass der Fahrer wahrend der Dauer seiner Entsendung den Kontrollorganen
folgende Unterlagen in Papierform oder elektronischer Form bei Kontrollen be-

reithalten oder zuganglich machen kann:

a) eine Kopie der Uber das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) Gbermittel-

ten Meldung nach Art. 6a°s;
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b) Belege, aus denen ersichtlich sind:

1. im Falle einer Giterbeférderung das beforderte Gut, der Be- und Ent-
ladeort und der Auftraggeber; solche Belege sind insbesondere elektro-
nische Frachtbriefe (e-CMR) oder die in Art. 8 Abs. 3 der Verordnung
(EG) Nr. 1072/2009* genannten Belege; oder

2. im Falle einer Personenbeférderung der Aufnahme- und Absetzort der
beforderten Fahrgaste; und

c)  Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers nach der Verordnung (EU) Nr.

165/2014.

2) Entsendende Arbeitgeber nach Abs. 1 haben den Kontrollorganen nach Be-
endigung der Entsendung auf Verlangen folgende Unterlagen binnen acht Wochen
nach dem Tag der Aufforderung Gber die mit dem Binnenmarkt-Informationssystem

(IMI) verbundene 6ffentliche Schnittstelle zu ibermitteln:
a) die Unterlagen nach Abs. 1 Bst. b und c;

b)  den Arbeitsvertrag oder eine andere Form der Unterrichtung nach § 1173a

Art. 27 Abs. 3 ABGB in deutscher Sprache; sowie

c) Lohnabrechnungen, Lohnzahlungsnachweise oder Bankiiberweisungsbe-
lege, Unterlagen betreffend die Lohneinstufung und Arbeitszeitaufzeichnun-

gen fiir den Kalendermonat oder die Kalendermonate der Entsendung.

4 Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 tber
gemeinsame Regeln fiir den Zugang zum Markt des grenziiberschreitenden Guterkraftverkehrs (ABI. L 300
vom 14.11.2009, S. 72)
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Sachiiberschrift vor Art. 6bte"

Mitwirkungspflichten

Art. 6b'e"

a) des Auftraggebers als Unternehmer

1) Kommt ein entsendender Arbeitgeber seinen Pflichten nach Art. 6a und 6b
nicht nach, so hat der Auftraggeber als Unternehmer den Kontrollorganen auf Ver-

langen die erforderlichen Angaben und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

2) Liegen dem Auftraggeber als Unternehmer die Angaben und Unterlagen
nach Abs. 1 nicht vor, so hat er diese vorgdngig beim entsendenden Arbeitgeber

einzuholen.

Art. 6bavater

b) des Einsatzbetriebs

1) Wird ein Arbeitnehmer von einem auslandischen Verleiher an einen aus-
landischen Einsatzbetrieb verliehen und von diesem nach Liechtenstein entsandt,
so gilt der auslandische Einsatzbetrieb beziiglich der Mitwirkungspflichten nach
Art. 6a, 6a°, 6b Abs. 1 und 4 sowie Art. 6b°s Abs. 1 und 2 Bst. a als entsendender

Arbeitgeber.

2) Der Einsatzbetrieb, der einen Arbeitnehmer eines auslandischen Verlei-
hers beschaftigt, hat letzteren rechtzeitig vor Beginn der Beschaftigung in Liech-

tenstein zu unterrichten Gber:
a) den Einsatz in Liechtenstein; und

b)  die anwendbaren Arbeits- und Beschaftigungsbedingungen.
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Art. 6bquinquies

¢) des inldndischen Strassentransportunternehmens

Ein Strassentransportunternehmen mit Sitz im Inland hat dem Amt fir Volks-
wirtschaft auf Verlangen binnen einer Woche jene Unterlagen zur Verfligung zu
stellen, die erforderlich sind, damit dieses einem Amtshilfeersuchen im Sinne von

Art. 11aP® nachkommen kann.

Art. 6¢c Abs. 1 Bst. a

1) Haben die Vertragsparteien eines allgemeinverbindlich erklarten Gesamt-
arbeitsvertrages die Einsetzung eines paritatischen Kontrollorgans vereinbart, so
kann die Regierung mit Verordnung diesem fir Entsendungen in Zusammenhang
mit Tatigkeiten im sachlichen Geltungsbereich des entsprechenden allgemeinver-

bindlich erklarten Gesamtarbeitsvertrages folgende Aufgaben lbertragen:

a) die Uberwachung der Einhaltung der Meldepflicht nach Art. 6a und 6a®s;

Sachiberschrift vor Art. 9

Ubertretungen

Art. 9 Sachiberschrift, Abs. 2 Einleitungssatz und Bst. ¢ sowie Abs. 3 Einleitungs-

satz

a) im Allgemeinen

2) Vom Amt fiir Volkswirtschaft wird vorbehaltlich Art. 9a wegen Ubertre-
tung mit einer Busse bis zu 20 000 Franken pro betroffenen Arbeitnehmer bestraft,

wer vorsatzlich oder fahrlassig:
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c) den Mitwirkungspflichten nach Art. 6bt®", 6ba“3" oder 6bajinavies njcht nach-

kommt.

3) Vom Amt fiir Volkswirtschaft wird vorbehaltlich Abs. 6 wegen Ubertre-
tung mit einer Busse bis zu 50 000 Franken pro betroffenen Arbeitnehmer bestraft,

wer vorsatzlich oder fahrlassig:

Art. 9a

b) bei der Entsendung mobiler Arbeitnehmer

1) Vom Landgericht wird wegen Ubertretung mit einer Busse bis zu 20 000
Franken pro betroffenen Arbeitnehmer, im Nichteinbringlichkeitsfalle mit bis zu
drei Monaten Freiheitsstrafe, bestraft, wer vorsatzlich oder fahrlassig bei der Ent-

sendung von mobilen Arbeitnehmern:
a) die Meldepflicht nach Art. 6a oder 6a®s verletzt;

b)  der Pflicht zur Bereithaltung, Zuganglichmachung und Zustellung von Unter-

lagen nach Art. 6b oder 6b®*s nicht nachkommt.

2) Vom Landgericht wird wegen Ubertretung mit einer Busse bis zu 20 000
Franken, im Nichteinbringlichkeitsfalle mit bis zu drei Monaten Freiheitsstrafe, be-
straft, wer als Unternehmer eine Verkehrsdienstleistung in Auftrag gibt, obwohl
er wusste oder angesichts aller relevanten Umstdnde hatte wissen missen, dass
das Verkehrsunternehmen in Zusammenhang mit der Verkehrsdienstleistung den

Bestimmungen des Art. 6a° oder 6b®'s zuwiderhandelt.
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Art. 9b

Verfahren

Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, richtet sich das Strafverfah-
ren vor den ordentlichen Gerichten nach den Bestimmungen der Strafprozessord-
nung, das Verwaltungsstrafverfahren nach den Vorschriften des Gesetzes tber die

allgemeine Landesverwaltungspflege.

Art. 113’
Zusammenarbeit mit zustédndigen Behdrden anderer EWR-Mitgliedstaaten nach

der Richtlinie (EU) 2020/1057

1) Das Amt fur Volkswirtschaft hat mit den zustandigen Behérden anderer
EWR-Mitgliedstaaten bei den Aufgaben nach Art. 1 Abs. 11 Bst. ¢ der Richtlinie
(EU) 2020/1057 zusammenzuarbeiten. Diese Zusammenarbeit umfasst im Wege
der Amtshilfe die Bereitstellung von Unterlagen und das Ersuchen um entspre-

chende Bereitstellung nach Art. 1 Abs. 11 Bst. c der Richtlinie (EU) 2020/1057.

2) Im Falle eines von einer zustandigen Behorde eines anderen EWR-Mit-
gliedstaates an das Amt fir Volkswirtschaft gerichteten Ersuchens nach Art. 1 Abs.
11 Bst. c der Richtlinie (EU) 2020/1057 hat dieses die angeforderten Unterlagen
innerhalb von langstens 25 Arbeitstagen nach dem Zeitpunkt des Ersuchens Gber

das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI) bereitzustellen.

3) Im Ubrigen bleibt Art. 11a unberiihrt.
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Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referendumsfrist

am ... in Kraft, andernfalls am Tag nach der Kundmachung.
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RICHTLINIEN

RICHTLINIE (EU) 2020/1057 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 15. Juli 2020

zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der

Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im Stralenverkehrssektor und zur

Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der Durchsetzungsanforderungen und der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 91 Absatz 1,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (?),

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (3),

in Erwagung nachstehender Griinde:

(1) Im Interesse, einen sicheren, effizienten und sozial verantwortlichen Strafenverkehrssektor zu schaffen, miissen
sowohl angemessene Arbeitsbedingungen und ein angemessener Sozialschutz fiir Kraftfahrer als auch angemessene
Geschiftsbedingungen und ein fairer Wettbewerb fiir die Kraftverkehrsunternehmen (im Folgenden ,Unternehmen®)
sichergestellt werden. Angesichts des hohen Grades der Arbeitskriftemobilitit im Strafenverkehrssektor sind
sektorspezifische Vorschriften erforderlich, um fir ein Gleichgewicht zwischen der Freiheit der Unternehmen
zur Erbringung grenziiberschreitender Dienstleistungen, dem freien Warenverkehr, angemessenen Arbeitsbedingun-
gen und dem Sozialschutz fiir Kraftfahrer zu sorgen.

(2)  Angesichts des naturgemifl hohen Grades der Mobilitdt der StraBenverkehrsdienstleistungen ist besonders darauf
zu achten, dass die Kraftfahrer die ihnen zustehenden Rechte wahrnehmen konnen und die Unternehmen, bei
denen es sich meist um kleine Unternehmen handelt, sich nicht unverhiltnismafigen administrativen Hiirden oder
diskriminierenden Kontrollen gegentibersehen, die ihre Freiheit zur Erbringung grenziiberschreitender Dienstleis-
tungen unangemessen einschranken. Aus demselben Grund miissen nationale Vorschriften fiir den Strafenverkehr
verhiltnismiRig sowie gerechtfertigt sein und der Notwendigkeit Rechnung tragen, angemessene Arbeitsbedingun-
gen und einen angemessenen Sozialschutz fiir Kraftfahrer zu gewihrleisten und die Austibung der Dienstleistungs-
freiheit im Strafenverkehr auf der Grundlage eines fairen Wettbewerbs zwischen in- und ausliandischen Unterneh-
men zu erleichtern.

(3)  Fir das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes ist es entscheidend, dass ein Gleichgewicht zwischen der
Verbesserung der Sozial- und Arbeitsbedingungen fir Kraftfahrer und der Erleichterung der Ausiibung der Dienst-
leistungsfreiheit durch in- und auslindische Unternehmen auf der Grundlage eines fairen Wettbewerbs besteht.

(4) Bei der Uberpriifung der Wirksamkeit und Effizienz der geltenden Sozialvorschriften der Union im StraRenver-
kehrssektor sind einige Schlupflocher und Mingel bei der Durchsetzung, wie etwa in Bezug auf die Nutzung von
Briefkastenfirmen, zutage getreten. Ferner bestehen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten bei Auslegung,
Umsetzung und Anwendung dieser Bestimmungen, was einen hohen Verwaltungsaufwand fur Kraftfahrer und
Unternehmen verursacht. Das fithrt zu Rechtsunsicherheit, was wiederum nachteilig fiir die Sozial- und Arbeits-
bedingungen der Kraftfahrer sowie die Bedingungen fiir einen fairen Wettbewerb fiir die Unternehmen in dem
Sektor ist.

(5)  Um die ordnungsgemifle Anwendung der Richtlinien 96/71/EG (*) und 2014/67[EU (°) des Europdischen Par-
laments und des Rates zu gewihrleisten, sollten die Kontrollen und die Zusammenarbeit auf Unionsebene zur
Bekdampfung von Betrug im Zusammenhang mit der Entsendung von Kraftfahrern verstiarkt werden.

() ABL C 197 vom 8.6.2018, S. 45.

() ABL C 176 vom 23.5.2018, S. 57.

() Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom 4. April 2019 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Stellungnahme des
Rates nach erster Lesung vom 7. April 2020 (ABL C 149 vom 5.5.2020, S. 1). Stellungnahme des Europdischen Parlaments vom
9.Juli 2020 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

(* Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von Arbeitnechmern
im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABL L 18 vom 21.1.1997, S.1).

() Richtlinie 2014/67/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG
iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2012 dber die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems (,IMI-Verordnung®)
(ABL L 159 vom 28.5.2014, S. 11).
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(6)  Die Kommission erkannte in ihrem Vorschlag vom 8. Mirz 2016 zur Anderung der Richtlinie 96/71/EG an, dass
die Durchfiihrung dieser Richtlinie in dem hochgradig mobilen Stralenverkehrssektor bestimmte rechtliche Fragen
und Schwierigkeiten aufwirft, die nach ihrer Auffassung am besten durch sektorspezifische Rechtsvorschriften fur
den Bereich des Stralenverkehrs behoben werden wiirden.

(7)  Um die wirksame und verhiltnismifSige Durchfithrung der Richtlinie 96/71/EG im Straenverkehrssektor sicher-
zustellen, sind sektorspezifische Vorschriften erforderlich, die die Besonderheiten der hohen Mobilitdt der Arbeit-
nehmer in diesem Sektor beriicksichtigen und ein Gleichgewicht zwischen dem Sozialschutz fur Kraftfahrer und
der Freiheit der Unternehmen zur Erbringung grenziiberschreitender Dienstleistungen herstellen. Die Vorschriften
iiber die Entsendung von Arbeitnehmern gemdf der Richtlinie 96/71/EG und die Bestimmungen iiber die Durch-
setzung dieser Vorschriften gemif$ der Richtlinie 2014/67[EU gelten fir den Strafenverkehrssektor und sollten den
besonderen Vorschriften der vorliegenden Richtlinie unterliegen.

(8)  Angesichts der hohen Mobilitdt im Verkehrssektor werden Kraftfahrer in der Regel nicht fiir lange Zeitraume im
Rahmen von Dienstleistungsvertrigen in einen anderen Mitgliedstaat entsandt, wie das manchmal in anderen
Sektoren der Fall ist. Es sollte daher klargestellt werden, unter welchen Umstidnden die Bestimmungen der Richtlinie
96/71/EG iber die langfristige Entsendung nicht fiir solche Kraftfahrer gelten.

(9)  Ausgewogene sektorspezifische Vorschriften fiir die Entsendung sollten auf dem Vorliegen einer hinreichenden
Verbindung zwischen dem Kraftfahrer und der erbrachten Dienstleistungen sowie mit dem Gebiet des jeweiligen
Aufnahmemitgliedstaats basieren. Zur Erleichterung der Durchsetzung dieser Vorschriften sollte zwischen den
verschiedenen Arten von Beforderungen in Abhdngigkeit vom Grad der Verbindung mit dem Hoheitsgebiet des
Aufnahmemitgliedstaats unterschieden werden.

(10)  Wenn ein Kraftfahrer bilaterale Beforderungen von dem Mitgliedstaat, in dem das Unternehmen niedergelassen ist
(im Folgenden ,Niederlassungsmitgliedstaat”), in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats oder eines Dritt-
lands oder zuriick in den Niederlassungsmitgliedstaat durchfiihrt, ist die Art des Dienstes eng mit dem Nieder-
lassungsmitgliedstaat verbunden. Es ist moglich, dass ein Kraftfahrer wihrend einer Fahrt mehrere bilaterale Be-
forderungen durchfithrt. Es wére eine unverhaltnismafSige Einschrankung der Freiheit zur Erbringung grenziiber-
schreitender Strafenverkehrsdienstleistungen, wenn die Entsendevorschriften — und damit die im Aufnahmemit-
gliedstaat garantierten Beschaftigungsbedingungen — fiir solche bilateralen Beforderungen gelten wiirden.

(11)  Es sollte klargestellt werden, dass eine grenziiberschreitende Beférderung im Transit durch das Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats keine Entsendung darstellt. Diese Beforderungen sind dadurch gekennzeichnet, dass der Kraftfahrer
den Mitgliedstaat durchfihrt, ohne Fracht zu laden oder zu entladen und ohne Fahrgiste aufzunehmen oder
abzusetzen, und daher keine wesentliche Verbindung zwischen den Tatigkeiten des Kraftfahrers und dem im
Transit durchfahrenen Mitgliedstaat besteht. Die Einstufung der Anwesenheit des Kraftfahrers in einem Mitgliedstaat
als Transit wird daher nicht durch Halte, beispielsweise aus hygienischen Griinden, beeintrachtigt.

(12)  Wenn ein Kraftfahrer eine Beforderung im kombinierten Verkehr durchfihrt, gilt, dass die Art der erbrachten
Dienstleistung auf der Zu- oder Ablaufstrecke auf der Straffe eng mit dem Mitgliedstaat der Niederlassung ver-
bunden ist, wenn die auf der Strafle zuriickgelegte Teilstrecke selbst eine bilaterale Beforderung darstellt. Wenn
jedoch die Beforderung auf der Strafe innerhalb des Aufnahmemitgliedstaats oder als nicht bilaterale grenziiber-
schreitende Beforderung durchgefithrt wird, besteht eine hinreichende Verbindung mit dem Hoheitsgebiet des
Aufnahmemitgliedstaats, und daher sollten die Entsendevorschriften Anwendung finden.

(13)  Wenn ein Kraftfahrer andere Arten von Beforderungen, insbesondere Kabotagebeforderungen oder nicht bilaterale
grenziiberschreitende Beforderungen, durchfihrt, besteht eine hinreichende Verbindung mit dem Hoheitsgebiet des
Aufnahmemitgliedstaats. Die Verbindung ist im Fall von Kabotagebeforderungen im Sinne der Verordnungen (EG)
Nr. 1072/2009 (°) und (EG) Nr. 1073/2009 (7) des Europdischen Parlaments und des Rates gegeben, da die gesamte
Beforderung in einem Aufnahmemitgliedstaat stattfindet und die Dienstleistung somit eng mit dem Hoheitsgebiet
des Aufnahmemitgliedstaates verbunden ist. Eine nicht-bilaterale grenziiberschreitende Beforderung zeichnet sich
dadurch aus, dass der Kraftfahrer eine grenziiberschreitende Beforderung auflerhalb des Niederlassungsmitglied-
staats, des entsendenden Unternehmens durchfiihrt. Die erbrachten Dienste weisen daher eher eine Verbindung mit
dem jeweiligen Aufnahmenmitgliedstaat als mit dem Niederlassungsmitgliedstaat auf. In diesen Fillen sind sektor-
spezifische Vorschriften nur fiir die Verwaltungsanforderungen und Kontrollmaffnahmen erforderlich.

(14)  Die Mitgliedstaaten sollten gemifl der Richtlinie 2014/67/EU dafur sorgen, dass die in Artikel 3 der Richtlinie
96/71/EG genannten Arbeits- und Beschiftigungsbedingungen, die in nationalen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften oder in Tarifvertrdgen oder Schiedsspriichen festgelegt sind, die in ihrem Hoheitsgebiet fur allgemein
verbindlich erklirt wurden oder in anderer Weise gemif§ Artikel 3 Absitze 1 und 8 der Richtlinie 96/71/EG gelten,
den Verkehrsunternehmen aus anderen Mitgliedstaaten und den entsandten Kraftfahrern in zuginglicher und

(°) Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir
den Zugang zum Markt des grenziiberschreitenden Giiterkraftverkehrs (ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 72).

(’) Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 iiber gemeinsame Regeln fiir
den Zugang zum grenziiberschreitenden Personenkraftverkehrsmarkt und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr.561/2006
(ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 88).



31.7.2020 Amtsblatt der Europdischen Union L 249/51

transparenter Weise zur Verfiigung gestellt werden. Das sollte gegebenenfalls die Arbeits- und Beschiftigungs-
bedingungen in Tarifvertrigen einschliefen, die allgemein fiir alle vergleichbaren Unternehmen in dem betreffenden
geografischen Gebiet gelten. Die einschldgigen Informationen sollten sich insbesondere auf die Bestandteile der
Vergiitung beziehen, die durch solche Instrumente verbindlich vorgeschrieben sind. Gemdf der Richtlinie
2014/67[EU ist die Einbeziechung der Sozialpartner anzustreben.

(15)  Die Unternehmen der Union stehen in zunehmendem Mafle im Wettbewerb mit Unternehmen aus Drittstaaten.
Daher muss unbedingt sichergestellt werden, dass Unternehmen der Union nicht diskriminiert werden. Gemaf$
Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 96/71/EG darf Unternehmen mit Sitz in einem Nichtmitgliedstaat keine giinstigere
Behandlung zuteilwerden als Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat. Dieser Grundsatz sollte auch fiir die
besonderen Entsendevorschriften der vorliegenden Richtlinie gelten. Er sollte insbesondere dann gelten, wenn
Unternehmen aus Drittlindern Beférderungen im Rahmen bilateraler oder multilateraler Ubereinkiinfte durchfiih-
ren, die thnen Zugang zum Unionsmarkt gewahren.

(16)  Das multilaterale Kontingentsystem der Europdischen Verkehrsministerkonferenz (CEMT) ist eines der wichtigsten
Instrumente zur Regelung des Zugangs von Unternchmen aus Drittlindern zum Unionsmarkt und des Zugangs
von Unternehmen aus der Union zu Drittlandsmarkten. Die Zahl der Genehmigungen, die jedem CEMT-Mitglied-
staat zugewiesen werden, wird jdhrlich festgelegt. Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten, Unternchmen aus der
Union nicht zu diskriminieren, muss auch bei der Vereinbarung der Bedingungen fiir den Zugang zum Unions-
markt im Rahmen der CEMT beachtet werden.

(17)  Die Zustindigkeit fiir die Aushandlung und den Abschluss des Europiischen Ubereinkommens iiber die Arbeit des
im internationalen Strafenverkehr beschiftigten Fahrpersonals (AETR) liegt bei der Union im Rahmen ihrer aus-
schlieflichen Auenkompetenz. Die Union sollte gemifS Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des
Europdischen Parlaments und des Rates (%) die Kontrollmechanismen, die zur Kontrolle der Einhaltung der Sozial-
vorschriften der Mitgliedstaaten und der Union durch Drittlandsunternehmen genutzt werden konnen, an die
Kontrollmechanismen angleichen, die fiir Unternehmen aus der Union gelten.

(18)  Auch bei der Anwendung der Vorschriften der Richtlinie 96/71/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
tiber die Entsendung von Arbeitnechmern sowie der Verwaltungsanforderungen der Richtlinie 2014/67/EU des
Europdischen Parlaments und des Rates auf den hochgradig mobilen Straenverkehrssektor haben sich Schwierig-
keiten ergeben. Die nationalen Mafnahmen zur Anwendung und Durchsetzung der Vorschriften fiir die Entsen-
dung von Arbeitnehmern im Strafenverkehrssektor wurden nicht koordiniert, was zu Rechtsunsicherheit und
einem hohen Verwaltungsaufwand fiir nicht gebietsansissige Unternechmen der Union fiihrte. Die Freiheit zur
Erbringung grenziiberschreitender Strafenverkehrsdienstleistungen wurde auf diese Weise unangemessen einge-
schrankt, was sich negativ auf die Beschiftigungssituation und die Wettbewerbsfahigkeit der Unternehmen aus-
wirkte. Die Verwaltungsanforderungen und die Kontrollmafnahmen miissen daher harmonisiert werden. Damit
wiirde auch vermieden, dass die Unternchmen unnétige Verzogerungen hinnehmen miissen.

(199  Um die wirksame und effiziente Durchsetzung der sektorspezifischen Regeln fiir die Entsendung von Arbeitneh-
mern sicherzustellen und einen unverhiltnisméafigen Verwaltungsaufwand fiir nicht im Unionsgebiet ansissige
Unternehmen zu vermeiden, sollten im Strafenverkehrssektor besondere Verwaltungsanforderungen und Kontroll-
mafinahmen eingefihrt werden, die die Vorteile von Kontrollinstrumenten wie des digitalen Fahrtenschreibers in
vollem Umfang nutzen. Um die Einhaltung der in der vorliegenden Richtlinie und in der Richtlinie 96/71/EG
festgelegten Pflichten zu tiberwachen und gleichzeitig die Komplexitit dieser Aufgabe zu verringern, sollte den
Mitgliedstaaten nur gestattet sein, Unternehmen die in dieser Richtlinie aufgefiithrten Verwaltungsanforderungen
und Kontrollmaflnahmen aufzuerlegen, die an den Straflenverkehrssektor angepasst sind.

(20)  Die Verkehrsunternehmen benétigen Rechtssicherheit bei den Vorschriften und Anforderungen, die sie erfiillen
missen. Diese Vorschriften und Anforderungen sollten klar und verstindlich formuliert und den Verkehrsunter-
nehmen leicht zuginglich sein, und sie sollten die Durchfihrung wirksamer Kontrollen ermoglichen. Die Einfiih-
rung neuer Regelungen darf keinen unnétigen Verwaltungsaufwand nach sich ziehen, und die neuen Regelungen
missen den Interessen von kleinen und mittleren Unternehmen in angemessener Weise Rechnung tragen.

(]) Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2006 zur Harmonisierung bestimmter
Sozialvorschriften im Strafenverkehr und zur Anderung der Verordnungen (EWG) Nr. 3821/85 und (EG) Nr. 2135/98 des Rates
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 des Rates (ABL. L 102 vom 11.4.2006, S. 1).
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(21)  Der Verwaltungsaufwand und die Pflicht zum Dokumentationsmanagement fiir die Kraftfahrer sollten angemessen
sein. Bestimmte Dokumente sollten also im Fahrzeug zur Uberpriifung bei Stralenkontrollen bereitliegen, andere
Dokumente sollten hingegen von den Unternehmen und erforderlichenfalls von den zustindigen Behorden des
Niederlassungsmitgliedstaats des Unternehmens, iiber die mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europdi-
schen Parlaments und des Rates (°) eingerichtete offentliche Schnittstelle des Binnenmarktinformationssystems (im
Folgenden ,IMI“) bereitgestellt werden. Die zustindigen Behorden sollten den Rahmen der Amtshilfe zwischen den
Mitgliedstaaten gemidf der Richtlinie 2014/67/EU nutzen.

(22)  Um die Kontrolle der Einhaltung der Entsendevorschriften nach dieser Richtlinie zu erleichtern, sollten Unterneh-
men den zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten, in die sie Kraftfahrer entsenden, eine Entsendemeldung iiber-
mitteln.

(23)  Um den Verwaltungsaufwand fiir die Unternehmen zu verringern, muss das Verfahren fiir die Ubermittlung und
Aktualisierung der Entsendemeldungen vereinfacht werden. Daher sollte die Kommission eine mehrsprachige
offentliche Schnittstelle entwickeln, zu der die Unternehmen Zugang haben und tiber die sie Entsendeinformatio-
nen iibermitteln und aktualisieren sowie erforderlichenfalls weitere relevante Dokumente an das IMI {ibermitteln
konnen.

(24)  Da die Sozialpartner in einigen Mitgliedstaaten eine entscheidende Rolle bei der Durchsetzung der Sozialvorschrif-
ten im Strafenverkehrssektor spielen, sollte es den Mitgliedstaaten gestattet sein, den nationalen Sozialpartnern die
einschlagigen Informationen, die iiber das IMI ausgetauscht wurden, ausschliefSlich zu dem Zweck zur Verfigung
zu stellen, die Einhaltung der Entsendevorschriften und gleichzeitig der Verordnung (EU) 2016/679 des Europii-
schen Parlaments und des Rates (1) zu uberpriifen. Die einschligigen Informationen sollten den Sozialpartnern
anders als tiber das IMI zur Verfiigung gestellt werden.

(25)  Um einheitliche Bedingungen fiir die Durchfithrung dieser Richtlinie zu gewdahrleisten, sollten der Kommission
Durchfithrungsbefugnisse zur Festlegung der Funktionen der mit dem IMI verbundenen offentlichen Schnittstelle
tibertragen werden. Diese Befugnisse sollten gemifl der Verordnung (EU) Nr.182/2011 des Europdischen Par-
laments und des Rates (!!) ausgeiibt werden.

(26)  Eine angemessene, wirksame und kohirente Durchsetzung der Vorschriften zu Arbeits- und Ruhezeiten ist ent-
scheidend fiir die Verbesserung der Strafenverkehrssicherheit, fiir den Schutz der Arbeitsbedingungen der Kraft-
fahrer und die Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen durch Nichteinhaltung der Bestimmungen. Daher sollten
die in der Richtlinie 2006/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (') niedergelegten bestechenden
Anforderungen an eine einheitliche Durchsetzung auf die Kontrolle der Einhaltung der Arbeitszeitbestimmungen
der Richtlinie 2002/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (!%) ausgeweitet werden.

(27)  Angesichts der Datenreihen, die fur die Kontrolle der Einhaltung der Arbeitszeitvorschriften nach der Richtlinie
2002/15[EG erforderlich sind, hingt der Umfang der Strafenkontrollen von der Entwicklung und Einfithrung
grundlegender Technologien ab, die es erlauben, einen ausreichend langen Zeitraum abzudecken. Straenkontrollen
sollten sich auf diejenigen Aspekte beschrinken, die unter Verwendung eines Fahrtenschreibers und der zugeho-
rigen Aufzeichnungsgerite an Bord effizient kontrolliert werden kénnen; umfassende Kontrollen sollten nur auf
dem Betriebsgelinde durchgefiihrt werden.

(28)  Strafenkontrollen sollten effizient und rasch durchgefiihrt werden, damit die Kontrollen so schnell wie moglich
und mit moglichst geringer Verzogerung fiir den Kraftfahrer abgeschlossen werden konnen. Es sollte klar zwischen
den Pflichten der Unternehmen und den Pflichten der Kraftfahrer unterschieden werden.

(°) Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Verwaltungszusam-
menarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der Kommission
(IMI-Verordnung®) (ABL.L 316 vom 14.11.2012, S. 1).

(9 Verordnung (EU) 2016/679 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung) (ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).

(") Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

('?) Richtlinie 2006/22/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2006 iiber Mindestbedingungen fiir die Durch-
fihrung der Verordnungen (EWG) Nr.3820/85 und (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber Sozialvorschriften fiir Titigkeiten im
Kraftverkehr sowie zur Authebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates (ABL. L 102 vom 11.4.2006, S. 35).

(**) Richtlinie 2002/15/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mdrz 2002 zur Regelung der Arbeitszeit von Personen,
die Fahrtitigkeiten im Bereich des Strafentransports ausiiben (ABL L 80 vom 23.3.2002, S. 35).
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(29)

(30)

(33)

(34)

(35)

("9

)

(')

Die Zusammenarbeit zwischen den Vollzugsbehorden der Mitgliedstaaten sollte durch konzertierte Kontrollen
weiter gefordert werden, wobei sich die Mitgliedstaaten bemiihen sollten, sie auch auf Kontrollen auf dem Betriebs-
gelande auszudehnen. Die Europdische Arbeitsbehorde, in deren Tatigkeitsbereich gemafs Artikel 1 Absatz 4 der
Verordnung (EU) 2019/1149 des Europiischen Parlaments und des Rates ('#) die Richtlinie 2006/22[EG fillt,
konnte eine wichtige Rolle bei der Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der Durchfithrung konzertierter Kon-
trollen spielen und konnte auch Ausbildungsanstrengungen unterstiitzen.

Die Verwaltungszusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der Anwendung der Sozialvorschriften im StrafSenver-
kehrssektor hat sich als unzureichend erwiesen; die grenziiberschreitende Durchsetzung ist daher erschwert, in-
effizient und uneinheitlich. Aus diesem Grund ist ein Rahmen fiir effektive Kommunikation und Amtshilfe zu
schaffen, auch fiir den Austausch von Informationen iiber Verstofe und empfehlenswerte Durchsetzungspraktiken.

Zur Forderung einer wirksamen Verwaltungszusammenarbeit und eines wirksamen Informationsaustauschs ver-
pflichtet die Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Européischen Parlaments und des Rates ('°) die Mitgliedstaaten,
ihre nationalen elektronischen Register (NER) iiber das System des europdischen Registers der Kraftverkehrsunter-
nehmen (ERRU) zu vernetzen. Die Informationen, die bei Strafenkontrollen iiber dieses System zuginglich sind,
sollten erweitert werden.

Die Kommission sollte ein oder mehrere neue Module fiir das IMI entwickeln, um die Kommunikation zwischen
den Mitgliedstaaten zu erleichtern und zu verbessern, eine einheitlichere Anwendung der Sozialvorschriften im
Verkehrssektor zu gewahrleisten und die Einhaltung der Verwaltungsanforderungen durch die Unternechmen bei der
Entsendung von Kraftfahrern zu erleichtern. Es ist wichtig, dass das IMI bei Strafenkontrollen die Durchfiithrung
einer Giiltigkeitspriifung von Entsendemeldungen ermdglicht.

Bei dem Austausch von Informationen im Rahmen einer wirksamen Verwaltungszusammenarbeit und der gegen-
seitigen Amtshilfe zwischen Mitgliedstaaten sollten die in den Verordnungen (EU) 2016/679 und (EU) 2018/1725
des Europdischen Parlaments und des Rates (1) festgelegten Vorschriften fiir den Schutz personenbezogener Daten
eingehalten werden. Der Informationsaustausch tiber das IMI sollte auch gemif der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2012 erfolgen.

Damit die Vorschriften wirksamer, effizienter und kohdrenter durchgesetzt werden, sollten die Merkmale weiter-
entwickelt und der Einsatz der bestehenden nationalen Risikoeinstufungssysteme ausgeweitet werden. Ein Zugang
zu den durch die Risikoeinstufungssysteme erfassten Daten wiirde den zustindigen Kontrollbehorden des betref-
fenden Mitgliedstaats eine gezieltere Kontrolle der gegen die Vorschriften verstofenden Unternehmen ermdglichen.
Eine gemeinsame Formel fur die Berechnung der Risikoeinstufung eines Verkehrsunternehmens sollte zu einer
faireren Behandlung der Unternehmen bei Kontrollen fithren.

Infolge des Inkrafttretens des Vertrags von Lissabon sollten die der Kommission mit der Richtlinie 2006/22/EG
tibertragenen Befugnisse an die Artikel 290 und 291 des Vertrags tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union
(AEUV) angepasst werden.

Zur Gewihrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfithrung der Richtlinie 2006/22/EG sollten der Kom-
mission Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden, um den Mindestprozentsatz der von den Mitgliedstaaten
kontrollierten Tage, an denen Kraftfahrer arbeiten, auf 4 % anzuheben; um die Definitionen fiir die Kategorien der
zu erhebenden statistischen Daten weiter zu prazisieren; um eine Stelle fur die Forderung des aktiven Austauschs
von Daten, Erfahrungen und Erkenntnissen zwischen den Mitgliedstaaten zu benennen; um eine gemeinsame
Formel fiir die Berechnung der Risikoeinstufung eines Unternchmens festzulegen; um Leitlinien fiir bewahrte

Verordnung (EU) 2019/1149 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Errichtung einer Europdischen

Arbeitsbehorde und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 883/2004, (EU) Nr.492/2011 und (EU) 2016/589 sowie zur
Authebung des Beschlusses (EU) 2016/344 (ABL. L 186 vom 11.7.2019, S. 21).

Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer
Regeln fiir die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Authebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates
(ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 51).

Verordnung (EU) 2018/1725 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufthebung der Verordnung (EG) Nr.45/2001 und des Beschlusses Nr.1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39).
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Verfahren bei der Durchfithrung zu erstellen; um ein gemeinsames Vorgehen bei der Aufzeichnung und Uber-
priifung von anderen Arbeiten und bei der Aufzeichnung und Uberpriifung von mindestens einwdchigen Zeitrdu-
men, wahrend deren ein Kraftfahrer sich nicht in seinem Fahrzeug aufhalt und keine Tatigkeiten mit dem Fahrzeug
verrichten kann; um einen gemeinsamen Ansatz zur Durchfithrung der genannten Richtlinie zu fordern, um einen
kohdrenten Ansatz und eine harmonisierte Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zwischen den verschie-
denen Vollzugsbehorden zu fordern und um den Dialog zwischen dem Transportsektor und den Vollzugsbehorden
zu fordern. Insbesondere sollte die Kommission bei dem Erlass von Rechtsakten zur Entwicklung einer gemein-
samen Formel fur die Berechnung der Risikoeinstufung eines Unternehmens die Gleichbehandlung von Unterneh-
men gewihrleisten, wenn sie die Kriterien der vorliegenden Richtlinie beriicksichtigt. Diese Befugnisse sollten
gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 ausgeiibt werden.

(37)  Um die Fortentwicklung bewahrter Vorgehensweisen dabei widerzuspiegeln, dass Kontrollen und Standardausriis-
tung den Durchsetzungseinheiten (enforcement units) zur Verfiigung stehen und die Gewichtung der Schwere von
Verstoflen gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 oder (EU) Nr. 165/2014 des Europdischen Parlaments und
des Rates (!7) aufzustellen oder zu aktualisieren, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemif3
Artikel 290 AEUV delegierte Rechtsakte zur Anderung der Anhinge I, Il und III der Richtlinie 2006/22/EG zu
erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene
Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfiihrt, die mit den Grundsitzen in Einklang stehen,
die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 tiber bessere Rechtsetzung (') niedergelegt
wurden. Um insbesondere fur eine gleichberechtigte Beteiligung an der Ausarbeitung delegierter Rechtsakte zu
sorgen, erhalten das Europiische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen
der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverstandigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigen-
gruppen der Kommission, die mit der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(38)  Die Richtlinie 2006/22/EG sollte daher entsprechend geindert werden.

(39)  Verkehrsunternehmen sind die Adressaten bestimmter besonderer Entsendevorschriften und tragen die Konsequen-
zen der von ihnen begangenen Verstofle. Um jedoch Missbrauch durch Unternehmen zu verhindern, die Vertrage
tiber die Erbringung von Verkehrsdienstleistungen mit Giiterkraftverkehrsunternehmen schlieffen, sollten die Mit-
gliedstaaten auch klare und vorhersehbare Vorschriften iiber Sanktionen gegen Versender, Spediteure, Auftragneh-
mer und Unterauftragnehmer vorsehen, wenn diese wussten oder angesichts aller relevanten Umstinde hitten
wissen miissen, dass im Rahmen der von ihnen in Auftrag gegebenen Verkehrsdienstleistungen gegen besondere
Entsendevorschriften verstofSen wurde.

(40)  Zur Gewdhrleistung fairer Wettbewerbsbedingungen und gleicher Rahmenbedingungen fiir Arbeitnehmer und
Unternehmen ist es notwendig, bei der intelligenten Durchsetzung Fortschritte zu erzielen und der vollstindigen
Einfithrung und Nutzung von Risikoeinstufungssystemen jede erdenkliche Unterstiitzung zukommen zu lassen.

(41)  Die Kommission sollte die Auswirkungen der Anwendung und Durchsetzung der Vorschriften iiber die Entsendung
von Arbeitnehmern auf die Straffenverkehrsbranche bewerten und dem Europdischen Parlament und dem Rat einen
Bericht iiber die Ergebnisse dieser Bewertung, gegebenenfalls zusammen mit einem Gesetzgebungsvorschlag, vor-
legen.

(42) Da die Ziele dieser Richtlinie, angemessene Arbeitsbedingungen und einen angemessenen Sozialschutz fiir Kraft-
fahrer als auch angemessene Geschiftsbedingungen und einen fairen Wettbewerb fir Unternechmen sicherzustellen,
von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden konnen, sondern vielmehr wegen des Umfangs und
der Wirkungen dieser Richtlinie auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit
dem in Artikel 5 des Vertrags tiber die Europdische Union verankerten Subsidiaritdtsprinzip titig werden. Ent-
sprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhaltnismafigkeit geht diese Richtlinie nicht tiber
das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf hinaus.

(43)  Die nationalen Bestimmungen zur Umsetzung dieser Richtlinie sollten ab dem Tag 18 Monate nach dem Tag des
Inkrafttretens dieser Richtlinie gelten. Die Richtlinie (EU) 2018/957 des Europdischen Parlaments und des Rates (%)
gilt gemdfl ihrem Artikel 3 Absatz 3 ab dem 2. Februar 2022 fir den Strafenverkehrssektor —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:
Artikel 1
Besondere Regeln fiir die Entsendung von Kraftfahrern

(1)  Dieser Artikel legt besondere Regeln fiir bestimmte Aspekte der Richtlinie 96/71/EG, die die Entsendung von
Kraftfahrern im Strafenverkehrssektor betreffen, sowie der Richtlinie 2014/67/EU, die Verwaltungsanforderungen und
Kontrollmanahmen fur die Entsendung dieser Kraftfahrer betreffen, fest.

(1) Verordnung (EU) Nr.165/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 iiber Fahrtenschreiber im Stra-
Renverkehr, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 des Rates iiber das Kontrollgerdt im Straffenverkehr und zur
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates zur Harmonisierung bestimmter Sozial-
vorschriften im Straenverkehr (ABI. L 60 vom 28.2.2014, S. 1).

() ABL.L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

(*) Richtlinie (EU) 2018/957 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28.Juni 2018 zur Anderung der Richtlinie 96/71/EG
tiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABLL 173 vom 9.7.2018, S.16).
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(2)  Diese besonderen Regeln gelten fiir Kraftfahrer, die bei in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Unternchmen
beschiftigt sind, die die linderiibergreifende Malnahme nach Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 96/71/EG
treffen.

(3)  Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG gilt ein Kraftfahrer nicht als entsandt im Sinne der
Richtlinie 96/71/EG, wenn er bilaterale Beférderungen von Giitern durchfiihrt.

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie bedeutet eine bilaterale Beférderung von Giitern die Verbringung von Giitern auf der
Grundlage eines Beforderungsvertrags vom Niederlassungsmitgliedstaat im Sinne des Artikels 2 Nummer 8 der Verord-
nung (EG) Nr. 1071/2009 in einen anderen Mitgliedstaat oder ein Drittland oder von einem anderen Mitgliedstaat oder
einem Drittland in den Niederlassungsmitgliedstaat.

Ab dem 2. Februar 2022, welcher dem Tag entspricht, ab dem Kraftfahrer die Daten iiber den Grenziibertritt gemafs
Artikel 34 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 manuell aufzeichnen miissen, wenden die Mitgliedstaaten die
Ausnahme fiir bilaterale Beforderungen von Giitern im Sinne der Unterabsitze 1 und 2 des vorliegenden Absatzes auch
dann an, wenn der Kraftfahrer tiber eine bilaterale Beforderung hinaus in den Mitgliedstaaten oder Drittlindern, durch die
er fihrt, eine Tatigkeit der Be- und/oder Entladung vornimmt, sofern der Fahrer die Waren nicht in demselben Mitglied-
staat ladt und entlddt.

Erfolgt im Anschluss an eine bilaterale Beforderung, die im Niederlassungsmitgliedstaat beginnt und wiahrend der keine
zusitzliche Tatigkeit ausgefithrt wird, eine bilaterale Beforderung in den Niederlassungsmitgliedstaat, so gilt die Aus-
nahmeregelung fir zusitzliche Tatigkeiten gemafd Unterabsatz 3 fiir hochstens zwei zusitzliche Be- undjoder Entladungen
gemdll den Voraussetzungen des Unterabsatzes 3.

Die Ausnahmeregelung fur zusitzliche Tatigkeiten gemafS den Unterabsitzen 3 und 4 des vorliegenden Absatzes gilt nur
bis zu dem Tag, ab dem Fahrzeuge, die in einem Mitgliedstaat erstmals zugelassen werden, gemdfl Artikel 8 Absatz 1
Unterabsatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 mit intelligenten Fahrtenschreibern ausgeriistet sein miissen, die die
Anforderungen an die Aufzeichnung von Grenziiberschreitungen und zusitzlichen Tatigkeiten gemafS Artikel 8 Absatz 1
Unterabsatz 1 derselben Verordnung erfiillen. Ab diesem Tag gelten die Ausnahmeregelungen fiir zusatzliche Tatigkeiten
gemifl den Unterabsitzen 3 und 4 des vorliegenden Absatzes nur noch fiir Kraftfahrer, die Fahrzeuge nutzen, die mit
intelligenten Fahrtenschreibern gemifs den Artikeln 8, 9 und 10 der genannten Verordnung ausgestattet sind.

(4)  Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG, ist ein Kraftfahrer nicht als ,entsandt” im Sinne der
Richtlinie 96/71/EG anzusehen, wenn er bilaterale Beforderungen von Fahrgidsten ausfiihrt.

Fiir die Zwecke dieser Richtlinie ist eine bilaterale Beforderung von Fahrgdsten im grenziiberschreitenden Gelegenheits-
oder Linienverkehr im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 dann gegeben, wenn ein Kraftfahrer eine der folgenden
Tatigkeiten ausfiihrt:

a) Fahrgiste im Niederlassungsmitgliedstaat aufnimmt und in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland wieder
absetzt;

b) Fahrgiste in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland aufnimmt und sie im Niederlassungsmitgliedstaat wieder
absetzt oder

¢) Fahrgaste im Niederlassungsmitgliedstaat aufnimmt und wieder absetzt, um ortliche Ausfliige in einen anderen Mit-
gliedstaat oder in ein Drittland gemaf der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 durchzufithren.

Ab dem 2. Februar 2022, was dem Zeitpunkt entspricht, ab dem Kraftfahrer gemafS Artikel 34 Absatz 7 der Verordnung
(EU) Nr.165/2014 Angaben zu Grenziibertritten manuell aufzeichnen miissen, wenden die Mitgliedstaaten die Aus-
nahmeregelung auf bilaterale Beférderungen von Fahrgasten nach den Unterabsitzen 1 und 2 des vorliegenden Absatzes
auch an, wenn der Kraftfahrer zusitzlich zu einer bilateralen Beférderung einmal Fahrgidste aufnimmt; und/oder einmal in
den Mitgliedstaaten oder Drittlindern, durch die er fahrt, Fahrgdste wieder absetzt, sofern Kraftfahrer keine Beforderung
von Fahrgasten zwischen zwei Orten innerhalb des Durchfuhrmitgliedstaats anbietet. Dasselbe gilt fiir die Riickfahrt.

Die Ausnahmeregelung fiir zusitzliche Titigkeiten gemdfl Unterabsatz 3 des vorliegenden Absatzes gilt nur bis zu dem
Tag, ab dem Fahrzeuge, die in einem Mitgliedstaat erstmals zugelassen werden, mit einem den in Artikel 8 Absatz 1
Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 genannten Spezifikationen entsprechenden intelligenten Fahrtenschrei-
ber ausgeriistet sein miissen, der die in Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 4 derselben Verordnung genannten Anforderungen
an die Aufzeichnung von Grenziiberschreitungen und zusitzlichen Tatigkeiten erfullt. Ab diesem Tag gilt die Ausnahme-
regelung fiir zusitzliche Tatigkeiten nach Unterabsatz 3 des vorliegenden Absatzes nur noch fiir Kraftfahrer, die Fahrzeuge
nutzen, die mit intelligenten Fahrtenschreibern im Sinne der Artikel 8, 9 und 10 der genannten Verordnung ausgestattet
sind.
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(5)  Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG gilt ein Kraftfahrer nicht als fir die Zwecke der
Richtlinie 96/71/EG entsandt, wenn der Kraftfahrer das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats im Transit durchfihrt, ohne
Giiter zuzuladen oder zu entladen und ohne Fahrgiste aufzunehmen oder abzusetzen.

(6)  Ungeachtet des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG gilt ein Kraftfahrer nicht als entsandt im Sinne der
Richtlinie 96/71/EG, wenn Kraftfahrer im kombinierten Verkehr im Sinne der Richtlinie 92/106/EWG (?°) die Zu- oder
Ablaufstrecke auf der Strae zuriicklegt, sofern die auf der Strafe zuriickgelegte Teilstrecke selbst aus bilateralen Befor-
derungen im Sinne von Absatz 3 des vorliegenden Artikels besteht.

(7)  Ein Kraftfahrer, der eine Kabotagebeférderung im Sinne der Verordnungen (EG) Nr.1072/2009 und (EG)
Nr. 1073/2009 durchfiihrt, gilt als entsandt im Sinne der Richtlinie 96/71/EG.

(8)  Eine Entsendung gilt fur die Zwecke des Artikels 3 Absatz 1a der Richtlinie 96/71/EG als beendet, wenn der
Kraftfahrer den Aufnahmemitgliedstaat im Rahmen einer grenziiberschreitenden Giiter- oder Personenbeférderung ver-
lasst. Dieser Entsendezeitraum darf nicht mit fritheren Entsendezeitrdumen im Zusammenhang mit solchen grenziiber-
schreitenden Beforderungen desselben Kraftfahrers oder eines anderen Kraftfahrers, den er ersetzt, kumuliert werden.

(9) Die Mitgliedstaaten sorgen entsprechend der Richtlinie 2014/67/EU dafiir, dass die in Artikel 3 der Richtlinie
96/71/EG genannten Arbeits- und Beschiftigungsbedingungen, die in nationalen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
oder in Tarifvertrdgen oder Schiedsspriichen festgelegt sind, die in ihrem Hoheitsgebiet fiir allgemein verbindlich erkldrt
wurden oder in anderer Weise gemifl Artikel 3 Absitze 1 und 8 der Richtlinie 96/71/EG gelten, den Verkehrsunterneh-
men aus anderen Mitgliedstaaten und den entsandten Kraftfahrern in zugénglicher und transparenter Weise zur Verfiigung
gestellt werden. Die einschligigen Informationen beziehen sich insbesondere auf alle die Entlohnung ausmachenden
Bestandteile der Vergiitung, die durch solche Instrumente, gegebenenfalls auch durch Tarifvertrage, die allgemein fiir
alle vergleichbaren Unternehmen in dem betreffenden geografischen Gebiet gelten, verbindlich gemacht worden sind.

(10)  Verkehrsunternehmen mit Sitz in einem Nicht-Mitgliedstaat werden nicht giinstiger behandelt als Unternehmen
mit Sitz in einem Mitgliedstaat, auch wenn sie Beforderungen im Rahmen bilateraler oder multilateraler Ubereinkiinfte
durchfithren, die ihnen Zugang zum Unionsmarkt oder Teilen davon gewihren.

(11)  Abweichend von Artikel 9 Absitze 1 und 2 der Richtlinie 2014/67/EU dirfen die Mitgliedstaaten nur die
folgenden Verwaltungsanforderungen und Kontrollmalnahmen fiir die Entsendung von Kraftfahrern vorschreiben:

a) die Verpflichtung fiir das in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassene Unternehmen, spdtestens bei Beginn der
Entsendung den zustindigen nationalen Behorden des Mitgliedstaats, in den der Kraftfahrer entsendet wird, unter
Verwendung eines mehrsprachigen Standardformulars der 6ffentlichen Schnittstelle des — durch die Verordnung (EU)
Nr. 10242012 geschaffenen — Binnenmarkt-Informationssystems (IMI) eine Entsendemeldung zu iibermitteln. Die
Entsendemeldung enthilt folgende Angaben:

i) die Identitdt des Unternehmens, zumindest in Form der Nummer der Gemeinschaftslizenz, sofern diese verfiigbar
ist;

i) die Kontaktangaben eines Verkehrsleiters oder einer anderen Person im Niederlassungsmitgliedstaat, der/die als
Ansprechpartner fiir die zustindigen Behorden des Aufnahmemitgliedstaates, in dem die Dienstleistungen erbracht
werden, zur Verfugung steht und Dokumente oder Mitteilungen versendet und in Empfang nimmt;

ili) die Identitdt, die Wohnanschrift und die Fithrerscheinnummer des Kraftfahrers;

iv) den Beginn des Arbeitsvertrags des Kraftfahrers und das auf diesen Vertrag anwendbare Recht;

v) das geplante Datum des Beginns und des Endes der Entsendung;

vi) die amtlichen Kennzeichen der Kraftfahrzeuge;

vii) ob es sich bei den Verkehrsdienstleistungen um Giiterbeforderung, Personenbeforderung, grenziiberschreitende
Beforderung oder Kabotage handelt;

b) die Verpflichtung des Unternehmens, dafir zu sorgen, dass dem Kraftfahrer folgende Unterlagen in Papier- oder
elektronischer Form zur Verfiigung stehen, und die Verpflichtung des Kraftfahrers, die folgenden Unterlagen mit
sich zu fithren und nach Aufforderung bei der Stralenkontrolle zur Verfugung zu stellen:

i) eine Kopie der iiber das IMI iibermittelten Entsendemeldung;

(*%) Richtlinie 92/106/EWG des Rates vom 7. Dezember 1992 iiber die Festlegung gemeinsamer Regeln fiir bestimmte Beforderungen im
kombinierten Giiterverkehr zwischen Mitgliedstaaten (ABL L 368 vom 17.12.1992, S. 38).
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ii) Nachweise dariiber, dass die Beforderungen im Aufnahmemitgliedstaat erfolgen, z. B. einen elektronischen Fracht-
brief (e-CMR) oder die in Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 genannten Belege;

i) die Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers, insbesondere die Laindersymbole der Mitgliedstaaten, in denen sich der
Kraftfahrer bei grenziiberschreitenden Befoérderungen und Kabotagebeforderungen aufgehalten hat, gemifs den
Vorschriften tiber die Aufzeichnung und Aufbewahrung der Verordnungen (EG) Nr.561/2006 und (EU)
Nr. 165/2014;

¢) die Verpflichtung des Unternehmens, nach dem Entsendezeitraum auf direkte Aufforderung der zustindigen Behorden
der Mitgliedstaaten, in die die Entsendung erfolgte, iiber die mit dem IMI verbundene offentliche Schnittstelle Kopien
der Unterlagen nach Buchstabe b Ziffern ii und iii des vorliegenden Absatzes sowie Unterlagen iiber die Entlohnung
des Kraftfahrers, im Entsendezeitraum, den Arbeitsvertrag oder gleichwertige Unterlagen im Sinne des Artikels 3 der
Richtlinie 91/533/EWG des Rates (?!), Zeiterfassungsbogen, die sich auf die Arbeit des Kraftfahrers beziehen, und
Zahlungsbelege zu tibermitteln.

Das Unternehmen sendet die Dokumentation iiber die mit dem IMI verbundene offentliche Schnittstelle spatestens
acht Wochen nach dem Tag der Aufforderung. Legt das Unternechmen die angeforderten Unterlagen nicht innerhalb
dieser Zeitspanne vor, so kénnen die zustindigen Behorden des Mitgliedstaats, in den die Entsendung erfolgte, iiber
das IMI die zustindigen Behorden des Niederlassungsmitgliedstaats gemdfl den Artikeln 6 und 7 der Richtlinie
2014/67/EU um Unterstiitzung ersuchen. Im Falles eines solchen Amtshilfeersuchens miissen die zustindigen Behor-
den des Mitgliedstaats, in dem das Unternechmen niedergelassen ist, auf die Entsendemeldung und andere sachdienliche
Angaben, die das Unternehmen iiber die mit dem IMI verbundene offentliche Schnittstelle ibermittelt hat, zugreifen
koénnen.

Die zustandigen Behorden des Niederlassungsmitgliedstaats sorgen dafiir, dass sie die angeforderten Unterlagen den
zustandigen Behorden des Mitgliedstaats, in den die Entsendung erfolgte, innerhalb von 25 Arbeitstagen nach dem
Zeitpunkt des Amtshilfeersuchens tiber das IMI bereitstellen.

Um festzustellen, ob ein Kraftfahrer gemifl den Absdtzen 3 und 4 des vorliegenden Artikels nicht als entsandt gilt, diirfen
die Mitgliedstaaten als einzige Kontrollmafinahme dem Kraftfahrer die Verpflichtung auferlegen, die Nachweise der maf-
geblichen grenziiberschreitenden Beférderung, z. B. einen elektronischen Frachtbrief (e-CMR) oder die in Artikel 8 Ab-
satz 3 der Verordnung (EG) Nr.1072/2009 genannten Belege, sowie die in Buchstabe b Zifferiii des vorliegenden
Absatzes genannten Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers in Papierform oder in elektronischem Format mit sich zu
fiihren und bei der Strafenkontrolle nach Aufforderung zur Verfiigung zu stellen.

(12)  Zu Kontrollzwecken halt das Unternehmen die Entsendemeldungen gemifl Absatz 11 Buchstabe a an der mit dem
IMI verbundenen offentlichen Schnittstelle auf dem neuesten Stand.

(13)  Die Informationen aus den Entsendemeldungen werden fiir einen Zeitraum von 24 Monaten im IMI-Speicher fiir
Kontrollzwecke gespeichert.

Ein Mitgliedstaat kann der zustindigen Behorde gestatten, den nationalen Sozialpartnern die im IMI verfigbaren ein-
schldgigen Informationen gemidf den nationalen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten anders als iiber das IMI zur
Verfiigung zu stellen, soweit das erforderlich ist, um die Einhaltung der Entsendevorschriften zu tiberpriifen, sofern

a) sich die Informationen auf eine Entsendung in das Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats beziehen;
b) die Informationen ausschlieflich zum Zweck der Durchsetzung der Entsendevorschriften genutzt werden und
¢) die Datenverarbeitung gemafl der Verordnung (EU) 2016/679 erfolgt.

(14)  Bis zum 2. Februar 2021 legt die Kommission im Wege eines Durchfithrungsrechtsakts die Funktionalititen der
mit dem IMI verbundenen offentlichen Schnittstelle fest. Dieser Durchfiihrungsrechtsakt wird gemaff dem in Artikel 4
Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

(15)  Die Mitgliedstaaten vermeiden bei der Durchfiihrung der Kontrollmafinahmen unnotige Verzogerungen, die sich
auf die Dauer und den Zeitpunkt der Entsendung auswirken konnten.

(*") Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 iiber die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers
tber die fiir seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhaltnis geltenden Bedingungen (ABL. L 288 vom 18.10.1991, S. 32).
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(16)  Vorbehaltlich der Bedingungen der Richtlinie 2014/67/EU und der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 arbeiten die
zustidndigen Behorden der Mitgliedstaaten eng zusammen, leisten sich gegenseitig Amtshilfe und tauschen alle mafSgeb-
lichen Informationen aus.

Artikel 2
Anderung der Richtlinie 2006/22/EG
Die Richtlinie 2006/22/EG wird wie folgt gedndert:

1. Der Titel erhilt folgende Fassung:

,Richtlinie 2006/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mérz 2006 iiber Mindestbedingungen
fir die Durchfithrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 und der Richtlinie 2002/15/EG
iiber Sozialvorschriften fiir Titigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufthebung der Richtlinie 88/599/EWG des Rates*.

2. Artikel 1 erhilt folgende Fassung:

JArtikel 1
Gegenstand

Mit dieser Richtlinie werden Mindestbedingungen fiir die Durchfithrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 (*) und
(EU) Nr. 165/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) sowie die Umsetzung der Richtlinie 2002/15/EG
des Europdischen Parlaments und des Rates (***) festgelegt.

(*) Verordnung (EG) Nr. 561/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mérz 2006 zur Harmo-
nisierung bestimmter Sozialvorschriften im Strafenverkehr und zur Anderung der Verordnungen (EWG)
Nr. 3821/85 und (EG) Nr.2135/98 des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85
des Rates (ABL. L 102 vom 11.4.2006, S. 1).

(**) Verordnung (EU) Nr. 165/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Februar 2014 iiber Fahr-
tenschreiber im Stralenverkehr, zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr.3821/85 des Rates iiber das
Kontrollgerit im StraRenverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr.561/2006 des Europiischen
Parlaments und des Rates zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Stralenverkehr (ABL L 60
vom 28.2.2014, S. 1).

(***) Richtlinie 2002/15/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11.Mairz 2002 zur Regelung der
Arbeitszeit von Personen, die Fahrtitigkeiten im Bereich des Strafentransports ausiiben (ABL L 80 vom
23.3.2002, S. 35).%

3. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Diese Kontrollen erfassen alljahrlich einen bedeutenden, reprisentativen Querschnitt des Fahrpersonals, der Kraft-
fahrer, der Unternehmen und der Fahrzeuge im Rahmen des Geltungsbereichs der Verordnungen (EG)
Nr. 561/2006 und (EU) Nr.165/2014 sowie des Fahrpersonals und der Kraftfahrer im Rahmen des Geltungs-
bereichs der Richtlinie 2002/15/EG. StraRenkontrollen zur Uberpriifung der Einhaltung der Richtlinie 2002/15/EG
werden auf Aspekte beschrankt, die mithilfe des Fahrtenschreibers und des zugehorigen Kontrollgerits effizient
kontrolliert werden konnen. Eine umfassende Kontrolle der Einhaltung der Richtlinie 2002/15/EG darf nur auf
dem Betriebsgelinde erfolgen.

b) Absatz 3 Unterabsitze 1 und 2 erhilt folgende Fassung:

,Jeder Mitgliedstaat fithrt die Kontrollen so durch, dass mindestens 3 % der Tage tiberpriift werden, an denen
Kraftfahrer von Fahrzeugen arbeiten, die in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU)
Nr. 165/2014 fallen. Der Kraftfahrer ist berechtigt, wihrend der Strafenkontrolle die Hauptverwaltung, den
Verkehrsleiter oder jede andere Person oder Stelle zu kontaktieren, um vor Abschluss der Strafenkontrolle die
Nachweise zu erbringen, die an Bord fehlen; das gilt unbeschadet der Verpflichtung des Kraftfahrers, die ordnungs-
gemifle Verwendung des Fahrtenschreibers sicherzustellen.

Ab dem 1. Januar 2012 kann die Kommission diesen Mindestprozentsatz mittels eines Durchfithrungsrechtsakts
auf 4 % anheben, sofern die nach Artikel 3 erhobenen statistischen Daten zeigen, dass im Durchschnitt mehr als
90 % aller kontrollierten Fahrzeuge mit einem digitalen Fahrtenschreiber ausgertistet sind. Bei ihrer Entscheidung
beriicksichtigt die Kommission auch die Effizienz bestehender Kontrollmafinahmen, insbesondere die Verfiigbar-
keit von Daten von digitalen Fahrtenschreibern auf dem Betriebsgelinde der Unternehmen. Der Durchfiihrungs-
rechtsakt wird gemdfl dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.”
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¢) folgender Absatz wird eingefiigt:

»(3a)  Jeder Mitgliedstaat veranlasst, dass die Einhaltung der Richtlinie 2002/15/EG unter Beriicksichtigung des
Risikoeinstufungssystems gemifl Artikel 9 der vorliegenden Richtlinie kontrolliert wird. Diese Kontrollen werden
gezielt bei einem Unternechmen durchgefiihrt, wenn einer oder mehrere seiner Kraftfahrer stindig oder schwer
gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 oder (EU) Nr. 165/2014 verstoft bzw. verstofSen.”

d) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die Angaben, die der Kommission nach Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 und Artikel 13 der
Richtlinie 2002/15/EG tibermittelt werden, miissen die Zahl der bei Stralenkontrollen iberpriiften Kraftfahrer, die
Zahl der auf dem Betriebsgelinde von Unternehmen durchgefiihrten Kontrollen, die Zahl der iiberpriiften Arbeits-
tage sowie die Zahl und die Art der gemeldeten Verstofe und miissen einen Vermerk enthalten, ob es sich um
Personenbeforderung oder Giitertransport handelte.”

4. Artikel 3, Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,Die Kommission prizisiert, falls erforderlich, mittels Durchfithrungsrechtsakten die Definitionen fiir die in Absatz 1,
Buchstabena und b genannten Kategorien. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 12
Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.”

5. Artikel 5 erhilt folgende Fassung:

LJArtikel 5
Abgestimmte Kontrollen

Die Mitgliedstaaten fithren mindestens sechs Mal jihrlich miteinander abgestimmte Straffenkontrollen bei Kraftfahrern
und Fahrzeugen durch, die in den Geltungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 oder (EU) Nr. 165/2014
fallen. Dariiber hinaus bemiihen sich die Mitgliedstaaten, abgestimmte Kontrollen auf dem Betriebsgeldnde von
Unternehmen durchzufiihren.

Diese abgestimmten Kontrollen werden von den Vollzugsbehorden von zwei oder mehr Mitgliedstaaten in ihren
jeweiligen Hoheitsgebieten gleichzeitig durchgefiihrt.

6. Artikel 6 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Bei der Planung von Kontrollen auf dem Betriebsgelinde werden die bisherigen Erfahrungen mit den ver-
schiedenen Beférderungsarten und Unternehmenstypen beriicksichtigt. Sie werden auch durchgefiihrt, wenn bei
Straflenkontrollen schwere Verstofie gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 oder (EU) Nr. 165/2014 oder die
Richtlinie 2002/15/EG festgestellt wurden.”

7. Artikel 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
i) Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) alle zwei Jahre die Ubermittlung statistischer Erhebungen an die Kommission gemif Artikel 17 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 561/2006;

ii) der folgende Buchstabe wird angefuigt:

,d) die Gewihrleistung des Informationsaustauschs mit den anderen Mitgliedstaaten gemifl Artikel 8 der
vorliegenden Richtlinie iber die Anwendung der nationalen Bestimmungen zur Umsetzung der vorlie-
genden Richtlinie und der Richtlinie 2002/15/EG.%

b) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Der Austausch von Daten, Erfahrungen und Erkenntnissen zwischen den Mitgliedstaaten wird in erster
Linie, aber nicht ausschlieflich, durch den in Artikel 12 Absatz 1 genannten Ausschuss und gegebenenfalls durch
eine entsprechende, von der Kommission benannte Stelle gefordert. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemafS
dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.”
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8. Artikel 8 erhilt folgende Fassung:

LArtikel 8
Informationsaustausch

(1)  Die gemaf Artikel 22 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 gegenseitig bereitgestellten Informationen
werden auch zwischen den benannten Stellen, die der Kommission geméf$ Artikel 7 dieser Richtlinie bekannt gegeben
wurden, wie folgt ausgetauscht:

a) mindestens einmal alle sechs Monate nach Inkrafttreten dieser Richtlinie;
b) in Einzelfillen auf begriindetes Ersuchen eines Mitgliedstaats.

(2)  Ein Mitgliedstaat stellt die von einem anderen Mitgliedstaat gemaf Absatz 1 Buchstabe b angeforderten Infor-
mationen binnen 25 Arbeitstagen ab Eingang des Ersuchens zur Verfiigung. Die Mitgliedstaaten konnen eine kiirzere
Frist vereinbaren. In dringenden Fillen oder solchen, die nur eine einfache Einsichtnahme in Register, z. B. in Register
eines Risikoeinstufungssystems, erfordern, sind die angeforderten Informationen innerhalb von drei Arbeitstagen zur
Verfiigung zu stellen.

Ist das Ersuchen nach Ansicht des ersuchten Mitgliedstaats unzureichend begriindet, so teilt er das dem ersuchenden
Mitgliedstaat innerhalb von zehn Arbeitstagen ab Eingang des Ersuchens mit. Der ersuchende Mitgliedstaat begriindet
das Ersuchen ausfithrlicher. Ist der ersuchende Mitgliedstaat nicht in der Lage, das Ersuchen ausfithrlicher zu be-
griinden, so kann der ersuchte Mitgliedstaat das Ersuchen ablehnen.

Ist es schwierig oder unmoglich, einem Auskunftsersuchen nachzukommen oder Kontrollen oder Untersuchungen
durchzufihren, so teilt der ersuchte Mitgliedstaat das dem ersuchenden Mitgliedstaat innerhalb von zehn Arbeitstagen
ab Eingang des Ersuchens mit und erldutert und rechtfertigt die Schwierigkeit oder Unmdglichkeit in ordnungs-
gemifler Weise. Die betreffenden Mitgliedstaaten erortern die Angelegenheit, um eine Losung zu finden.

Bei anhaltenden Verzogerungen bei der Ubermittlung von Informationen an den Mitgliedstaat, in dessen Hoheits-
gebiet der Arbeitnehmer entsandt ist, wird die Kommission unterrichtet und ergreift geeignete Mafnahmen.

(3)  Der Informationsaustausch gemafl diesem Artikel erfolgt durch das mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012
des Europdischen Parlaments und des Rates (*) eingerichtete Binnenmarkt-Informationssystem (IMI). Das gilt nicht fur
Informationen, die die Mitgliedstaaten durch direkte Abfrage nationaler elektronischer Register gemafl Artikel 16
Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) austauschen.

(*) Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die
Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entschei-
dung 2008/49/EG der Kommission (IMI-Verordnung’) (ABL. L 316 vom 14.11.2012, S. 1).

(**) Verordnung (EG) Nr.1071/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur
Festlegung gemeinsamer Regeln fur die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Auf-
hebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates (ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 51).“

9. Artikel 9 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten errichten ein System fur die Risikoeinstufung von Unternehmen anhand der relativen
Anzahl und Schwere der von den einzelnen Unternehmen begangenen Verstofe gegen die Verordnungen (EG)
Nr. 561/2006 oder (EU) Nr. 165/2014 oder gegen die nationalen Bestimmungen zur Umsetzung der Richtlinie
2002/15[EG.

Bis zum 2. Juni 2021 legt die Kommission im Wege von Durchfithrungsrechtsakten eine gemeinsame Formel fiir
die Risikoeinstufung eines Unternehmens fest. Diese gemeinsame Formel beriicksichtigt die Anzahl, Schwere und
Haufigkeit von Verstoflen, die Ergebnisse von Kontrollen, bei denen keine Verstofe festgestellt wurden, sowie die
Tatsache, ob ein Straenverkehrsunternehmen in allen seinen Fahrzeugen einen intelligenten Fahrtenschreiber
gemifl Kapitel II der Verordnung (EU) Nr.165/2014 einsetzt. Diese Durchfihrungsrechtsakte werden gemafd
dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.”
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b) Absatz 2 Satz 2 wird gestrichen.
) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Eine erste Liste von Verstoflen gegen die Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 mit der
Gewichtung ihrer Schwere ist in Anhang III enthalten.

Zur Festlegung oder Aktualisierung der Gewichtung der Schwere von Verstolen gegen die Verordnungen (EG)
Nr. 561/2006 oder (EU) Nr. 165/2014 wird der Kommission die Befugnis iibertragen, gemaf8 Artikel 15a dieser
Richtlinie delegierte Rechtsakte zur Anderung des Anhangs IIT zu erlassen, um den regulatorischen Entwicklungen
und Erwidgungen der Verkehrssicherheit Rechnung zu tragen.

In die Kategorie der schwerwiegendsten Verstofe sollten diejenigen aufgenommen werden, bei denen die Nicht-
einhaltung der einschldgigen Bestimmungen der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 das
hohe Risiko in sich birgt, dass es zu Todesfillen oder schweren Korperverletzungen kommt.“

&

Die folgenden Absitze werden angefiigt:

,(4)  Zur Erleichterung gezielter Straenkontrollen miissen die in dem jeweiligen nationalen Risikoeinstufungs-
system erfassten Daten zum Kontrollzeitpunkt allen zustindigen Kontrollbehorden des betreffenden Mitgliedstaats
zuginglich sein.

(5) Die Mitgliedstaaten machen die in ihren nationalen Risikoeinstufungssystemen erfassten Daten den zu-
standigen Behorden der anderen Mitgliedstaaten mithilfe der in Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009
genannten interoperablen nationalen elektronischen Register gemdfd Artikel 16 Absatz 2 der genannten Verord-
nung direkt zuganglich.”

10. Artikel 11 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Kommission erstellt mittels Durchfithrungsrechtsakten Leitlinien fiir bewéhrte Verfahren bei der
Durchsetzung. Die Durchfihrungsrechtsakte werden gemaf dem in Artikel 12 Absatz 2 genannten Priifverfahren
erlassen.

Die Leitlinien werden in einem Zweijahresbericht der Kommission veréffentlicht.”
b) Absatz 3 erhilt folgende Fassung

,(3)  Die Kommission legt im Wege von Durchfithrungsrechtsakten eine gemeinsame Vorgehensweise fiir die
Erfassung und Kontrolle der Zeiten fiir ,andere Arbeiten’ gemaff der Definition des Artikels 4 Buchstabe e der
Verordnung (EG) Nr. 561/2006 fest, einschlielich der Art der Erfassung und besonderer Fille, in denen sie zu
erfolgen hat, sowie fiir die Erfassung und Kontrolle der Zeitrdume von mindestens einer Woche, in denen ein
Kraftfahrer sich nicht in seinem Fahrzeug aufhilt und keine Titigkeiten mit dem Fahrzeug verrichten kann. Diese
Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 12 Absatz 2 der vorliegenden Richtlinie genannten Priif-
verfahren erlassen.”

11. Die Artikel 12 bis 15 erhalten folgende Fassung:

LArtikel 12
Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von dem durch Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.165/2014 eingesetzten
Ausschuss unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr.182/2011 des
Europdischen Parlaments und des Rates ().

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme ab, so erldsst die Kommission den Durchfihrungsrechtsakt nicht und
Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 findet Anwendung.
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Artikel 13
Durchfithrungsmafinahmen

Die Kommission erldsst auf Antrag eines Mitgliedstaats oder aus eigener Veranlassung Durchfithrungsmafinahmen,
mit denen insbesondere folgende Ziele verfolgt werden:

a) Forderung eines gemeinsamen Ansatzes zur Durchfithrung dieser Richtlinie;

b) Forderung eines kohirenten Ansatzes und einer harmonisierten Auslegung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006
zwischen den verschiedenen Vollzugsbehorden;

¢) Forderung des Dialogs zwischen dem Transportsektor und den Vollzugsbehorden.

Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 12 Absatz 2 der vorliegenden Richtlinie genannten
Priifverfahren erlassen.

Artikel 14
Verhandlungen mit Drittlindern

Nach Inkrafttreten dieser Richtlinie nimmt die Union Verhandlungen mit den betreffenden Drittlindern zur Anwen-
dung einer dieser Richtlinie inhaltlich gleichwertigen Regelung auf.

Bis zum Abschluss der Verhandlungen nehmen die Mitgliedstaaten in ihre Erhebungen, die der Kommission gemafs
Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 zu iibermitteln sind, Angaben iiber Kontrollen an Fahrzeugen aus
Drittstaaten auf.

Artikel 15
Aktualisierung der Anhiinge

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemd® Artikel 15a delegierte Rechtsakte zur Anderung der Anhinge I
und I zu erlassen, um die notwendigen Anpassungen an die Fortentwicklung bewihrter Verfahren einzufiihren.

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung
der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungs-
befugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABL. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).“

12. Folgender Artikel wird eingefiigt:

JArtikel 15a
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den im vorliegenden Artikel
festgelegten Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifl Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 15 wird der Kommission
fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren ab dem 1. August 2020 iibertragen. Die Kommission erstellt spdtestens neun
Monate vor Ablauf des Zeitraums von funf Jahren einen Bericht tiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiiber-
tragung verlangert sich stillschweigend um Zeitraume gleicher Lange, es sei denn, das Europdische Parlament oder der
Rat widersprechen einer solchen Verlingerung spatestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemifs Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 15 kann vom Europdischen Parlament oder
vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union
oder zu einem im Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit von
delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 tiber
bessere Rechtsetzung (*) enthaltenen Grundsitzen.
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(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlasst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europiischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemif Artikel 9 Absatz 3 und Artikel 15 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn
weder das Européische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europdische Parlament und den Rat Einwdnde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist
sowohl das Europdische Parlament als auch der Rat der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde
erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate ver-
langert.

(*) ABL.L 123 vom 12.5.2016, S. 1.“

13. Anhang I wird wie folgt gedndert:
a) Teil A wird wie folgt gedndert:
i) Die Nummern 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

,1. tigliche und wochentliche Lenkzeiten, Ruhepausen sowie tagliche und wochentliche Ruhezeiten; daneben
die Schaublitter der vorhergehenden Tage, die gemafs Artikel 36 Absdtze 1 und 2 der Verordnung (EU)
Nr. 165/2014 im Fahrzeug mitzufithren sind, und/oder die fir den gleichen Zeitraum auf der Fahrerkarte
und/oder im Speicher des Kontrollgerdts gemdfl Anhang II der vorliegenden Richtlinie aufgezeichneten
Daten und/oder Ausdrucke;

2. wihrend des in Artikel 36 Absdtze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 165/2014 genannten Zeitraums
jede Uberschreitung der zuldssigen Hochstgeschwindigkeit des Fahrzeugs, d. h. jeder Zeitraum von mehr
als einer Minute, wihrend dessen die Geschwindigkeit des Fahrzeugs bei Fahrzeugen der Klasse
N; 90 km/h bzw. bei Fahrzeugen der Klasse M3 105 km/h iiberschritten hat (Fahrzeugklassen N3 und
M; entsprechend der Definition der Richtlinie 2007/46/EG des Europiischen Parlaments und des Ra-
tes (*));

(*) Richtlinie 2007/46/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung
eines Rahmens fur die Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhingern sowie von Syste-
men, Bauteilen und selbststindigen technischen Einheiten fur diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie)
(ABL L 263 vom 9.10.2007, S. 1).%

ii) Nummer 4 erhilt folgende Fassung:

4. das einwandfreie Funktionieren des Kontrollgerits (Feststellung eines moglichen Missbrauchs des Gerits
und/oder der Kraftfahrerkarte undfoder der Schaublitter) oder gegebenenfalls Vorlage der in Artikel 16
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 genannten Dokumente;;

iii) Folgende Nummer wird angefiigt:

,0. verlingerte wochentliche Hochstarbeitszeiten von 60 Stunden im Sinne des Artikels 4 Buchstabe a der
Richtlinie 2002/15/EG; andere wochentliche Arbeitszeiten im Sinne der Artikel 4 und 5 der Richtlinie
2002/15/EG nur, wenn die Technologie die Durchfithrung wirksamer Kontrollen ermdglicht.”;

b) Teil B wird wie folgt gedndert:
i) In Absatz 1 werden folgende Nummern angefiigt:

,4. Einhaltung durchschnittlicher wochentlicher Hochstarbeitszeiten, Ruhepausen und Nachtarbeit gemidfl den
Artikeln 4, 5 und 7 der Richtlinie 2002/15/EG;

5. die Einhaltung der Verpflichtungen der Unternehmen zur Bezahlung der Unterbringung der Kraftfahrer
und die Organisation der Arbeit der Kraftfahrer gemifl Artikel 8 Absitze 8 und 8a der Verordnung (EG)
Nr. 561/2006.

ii) Absatz 2 erhilt folgende Fassung

,Die Mitgliedstaaten konnen bei Feststellung eines Verstofles gegebenenfalls iiberpriifen, ob eine Mitverant-
wortung anderer Beteiligter der Beforderungskette, wie etwa Verlader, Spediteure oder Unterauftragnehmer,
vorliegt; dabei ist auch zu priifen, ob die fiir das Erbringen von Verkehrsdienstleistungen geschlossenen Ver-
trage die Einhaltung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 ermdglichen.”.
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Artikel 3
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012
Im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 werden die folgenden Nummern angefiigt:

,13. Richtlinie 2006/22/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Marz 2006 iiber Mindestbedin-
gungen fiir die Durchfithrung der Verordnungen (EG) Nr. 561/2006 und (EU) Nr. 165/2014 und der Richtlinie
2002/15[EG tiber Sozialvorschriften fiir Tatigkeiten im Kraftverkehr sowie zur Aufhebung der Richtlinie
88/599/EWG (*) des Rates: Artikel 8.

14. Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15.Juli 2020 zur Festlegung
besonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fur die
Entsendung von Kraftfahrern im StraBenverkehrssektor und zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich
der Durchsetzungsanforderungen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (**): Artikel 1 Absatz 14.

() ABLL 102 vom 11.4.2006, S. 35.
(**) ABLL 249 vom 31.7.2020, S. 49%.

Artikel 4
Ausschussverfahren

(1)  Die Kommission wird von dem Ausschuss, der durch Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr.165/2014
eingesetzt wurde, unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 5
Strafen und Sanktionen

(1)  Die Mitgliedstaaten legen Vorschriften iiber Sanktionen gegen Versender, Spediteure, Auftragnehmer und Unter-
auftragnehmer wegen Nichteinhaltung von gemifS Artikel 1 erlassenen nationalen Bestimmungen fest, wenn sie wussten
oder angesichts aller relevanten Umstinde hitten wissen miissen, dass die von ihnen in Auftrag gegebenen Verkehrs-
dienstleistungen zu Verstofen gegen diese Bestimmungen fiihrten.

(2)  Die Mitgliedstaaten legen Vorschriften iiber Sanktionen fest, die bei einem Verstof8 gegen gemafd Artikel 1 erlassene
nationale Bestimmungen zu verhingen sind, und treffen alle erforderlichen Mafnahmen, um deren Durchsetzung zu
gewihrleisten. Die vorgesehenen Sanktionen miissen wirksam, verhaltnismidfig, abschreckend und nichtdiskriminierend
sein.

Artikel 6
Intelligente Durchsetzung

Unbeschadet der Richtlinie 2014/67/EU und zur weiteren Durchsetzung der Verpflichtungen gemaf Artikel 1 stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet eine schliissige nationale Durchsetzungsstrategie angewandt
wird. Diese Strategie wird auf die in Artikel 9 der Richtlinie 2006/22/EG genannten Unternehmen mit hoher Risiko-
einstufung ausgerichtet.

Artikel 7
Bewertung

(1)  Die Kommission bewertet die Umsetzung dieser Richtlinie, insbesondere die Auswirkungen des Artikels 1 bis zum
31. Dezember 2025 und erstattet dem Europdischen Parlament und dem Rat iiber die Anwendung dieser Richtlinie
Bericht. Threm Bericht fiigt die Kommission gegebenenfalls einen Legislativvorschlag bei. Der Bericht wird veroffentlicht.

(2)  Nach Vorlage des in Absatz 1 genannten Berichts bewertet die Kommission regelmifig diese Richtlinie und legt die
Bewertungsergebnisse dem Europiischen Parlament und dem Rat vor. Den Ergebnissen der Bewertung werden
gegebenenfalls geeignete Vorschlidge beigefiigt.
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Atrtikel 8
Ausbildung
Die Mitgliedstaaten arbeiten bei der Durchfithrung von Ausbildungsmafinahmen fiir Vollzugsbehorden zusammen und

bauen dabei auf bestehenden Durchsetzungssystemen auf.

Die Arbeitgeber sind dafiir verantwortlich, sicherzustellen, dass sich ihre Kraftfahrer iiber ihre Rechte und Pflichten nach
dieser Richtlinie informieren.

Artikel 9
Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten erlassen und veréffentlichen bis zum 2. Februar 2022 die Vorschriften, die erforderlich sind, um
dieser Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverziiglich davon in Kenntnis.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 2. Februar 2022 an.

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 10
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 11
Adressaten
Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu Briissel am 15. Juli 2020.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prisident Die Prasidentin

D.M. SASSOLI J. KLOECKNER




	086_BuA Entsendegesetz.pdf
	I. Bericht der Regierung
	1. Ausgangslage
	2. Begründung der Vorlage
	3. Schwerpunkte der Vorlage
	3.1 Allgemeines
	3.2 Wesentliche Inhalte der Richtlinie

	4. Vernehmlassung
	4.1 Allgemeines
	4.2 Ergebnisse der Vernehmlassung

	5. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen unter Berücksichtigung der Vernehmlassung
	6. Verfassungsmässigkeit / Rechtliches
	7. Auswirkungen auf Verwaltungstätigkeit und Ressourceneinsatz
	7.1 Neue und veränderte Kernaufgaben
	7.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und räumliche Auswirkungen
	7.3 Betroffene UNO-Nachhaltigkeitsziele und Auswirkungen auf deren Umsetzung
	7.4 Evaluation


	II. ANTRAG DER REGIERUNG
	III. REGIERUNGSVORLAGE

	086_Beilage RL 2020-1057.pdf

